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Fuͤnf und zwanzigſte Sttzung .

Rarigruhe , den r July TEI

Gegenwärtig :

bie bisher erfchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Sreo Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

der Herren Staatsminiſter Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,

des Herrn Oberhofmarſchalls Frhrn . v. Gayling ,

des Herrn Generalmajors Frhrn . v. Freyſtedt , und

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner .

Weiter anweſend :

die Herren Regierungscommiſſaͤre , Staatsrath v. Gu —

lat und geb . Referendår v. Liebenftein

— —

Unter dem Vorſitz des zwehten Vicepraͤſtdenten

Staatsraths Frhrn . v, Badenm



Protofole der Erten Kammer .

Man fam Åbercin , die Verleſung des Protokolls
der letzten Sitzung erſt dieſen Nachmittag vorzunehmen .

Das Secretariat machte hierauf die An zeige , daß
in der Vorberathung zur Begutachtung

M der beiden Geſetzentwuͤrfe die voͤffentliche Sicher —
heit betreffend

der Staatsrath Frhr . v. Tuͤrkheim ,
der - geh . Hofrath Zachariaͤ , und

der Staatsrath Frhr . v. ZylAnhardt ;

2 ) deg Erlaffeg der zwepten Kammer - wegen der aug

waͤrtigen Handelsverhaͤltniſſe
der Bisthumsverweſer Frhr . v. Weffenberg ,
der Hofrath Y. Rotte , und

der Oberhofmarfhall Fror . v. Gayling
gewaͤhlt worden ſeyen .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr , Staatsrakh v Gu —

lat , verlag fodann einen Gefegentwurf wegen Der Cenfur

Beplage Rifer 67 .
und begründete denfelben Durch den unter

Beylage Biffer 68 ,

gehaltenen Vortrag .
Die Rammer

Geif ehitioip

diefen Entwurf , der Geſchaͤftsordnung gemaͤß ,
zuvoͤrderſt in einer Vorberathung in Betrachtung
zu ziehen .

Sodann erfiattete der , Frhr . ve Falkenſtein Na —

meng der Petitiongcommiffion Bericht úber die Ein -

gabe der Gemeinden Moßbach , Stadelhofen und Er —

lach , ihre Trennung von der Pfarrey Ulm betreffend .

Beylage Ziffer 69 .

Reg . Comm . Staatsrath v. Gulat : Es iſt zwar

allerdings richtig , daß ſowohl von dem biſchoͤflichen
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Fuͤnf und zwanzigſte Sitzung vom r . Suly . 5

Vicariat , als auch von der Bezirksſtelle ſchon fruͤher

auf Errichtung einer eigenen Pfarrey in Stadelhofen

angetragen , und ſich von der Gemeinde auf ausdruͤck

liche Zuſicherung der vormaligen Landesherrſchaft bezo —

gen worden . Die katholiſche Kirchenſection hat aber

der Realiſtrung dieſes Wunſches die nicht entfernte

Lage der Gemeinde von der Hauptkirche und vorzuͤg —

lich die Einwendung entgegengeſtellt , daß der Kirchen —

fond obgleich reichlich dotirt , dennoch nicht bedeutend

genug ſey , um neben den ihm bereits aufliegenden

Laſten auch noch jene Koſten beſtreiten zu koͤnnen , die

ihm durch Errichtung dieſer neuen Pfarrey zuwachſen

wuͤrden . Die Regierung hat daher , um die Wuͤnſche

der Gemeinde Stadelhofen , ſo wie jene von Erlach ; fo

viel es immer die Umſtaͤnde moͤglich machten , zu be —

friedigen , bey der juͤngſten Beſetzung der Pfarrey Ulm ,

dem Pfarrer die Verbindlichkeit auferlegt , zwey Vica —

rien zu halten , deren einer jeden Sonntag abwechſelnd

zu Erlach und Stadelhofen , ſowohl vor - als nach —

mittågigen Gottegdienft zu halten verbunden ift : Die

mittlerweile vorgenommene Erweiterung der Pfarréirhe

wårde auch in dem Fall nothwendig geblieben feyn ,

menn die Gemeinde GStadelhofen durch Errichtung einer

eigenen Pfarrey ' von Der Mutterfircpe wåre getrennt

worden .

Die auf diefe Erweiterung verwendeten Koften ha -

ben natůrlidh den Fond der Ulmer Kirchenfabrif - ge -

ſchwaͤcht , und daher die Uebernahme neuer Laſten nod

unthunlicher gemacht . Daß auch nach dieſer Erweite —

rung die Kirche den noͤthigen Raum fuͤr die Geſamt —

zahl der Pfarrgenoſſen nicht darbiete , davon iſt der

Regierung nichts bekannt . Indeſſen ſcheint die Gemeinde

Stadelhofen am wenigſten eine Beſchwerde darauf gruͤn—
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ben au fónnen , da fie jeden Gonntag mit Erlach einen

eigenen Gottegdienf in ihrem Wohnort befuchen tann ,
folglich der Kirchenbefuch in Um får fie tein unent⸗
behrliches Beduͤrfniß iſt .

Frhr . v. Falkenſtein : Da die Bittſteller die

neue Thatſache angefuͤhrt haben , daß die Kirche zu
Ulm nicht hinreichenden Raum fuͤr die Eingepfarrten
enthalte , und da das Vermoͤgen dieſer Kirche noch
immer betraͤchtlich ſeyn ſoll , ſo duͤrfte gleichwohl die

Bitte an die Regierung zu verweiſen ſeyn .

Frhr . v. Weſſenberg : Als bey der Erledigung
der Pfarrey Ulm die Bitte der fraglichen Filialgemein —
den um eine eigene Seelſorgeanſtalt zwiſchen dem Mi —

niſterium und dem Generalvicariat verhandelt wurde ,

trug das Letztere aus wichtigen , aus den ſaͤmtlichen
Verhaͤltniſſen hervorgehenden , Gruͤnden auf Gewaͤh —

rung der Bitte an . Unter den Gruͤnden fanden ſich
auch fruͤhere Anerkenntniſſe und Zuſtcherungen . Das

Miniferium trat aber dem Antrage des Generalvicas

riat nicht bey . Der fofifpielige Bau einer neuen

Pfarrkirche zu Ulm wurde beſchloſſen und ausgefuͤhrt ,
und vorzuͤglich dadurch der groͤßte Theil der Mittel des

Pfarrkirchenfonds , welche zur Errichtung der begehrten
Seelſorgeanſtalt haͤtten verwendet werden koͤnnen , auf⸗

gezehrt . Das Generalvicariat mußte ſich einſtweilen
damit begnügen , den fraglichen Filialen einen beſon —
dern Gottesdienſt durch einen von Ulm aus excurriren —
den Huͤlfsprieſter zu verſchaffen . Dieſe Gemeinden

haben jedoch fortgefahren , ihr Anfuchen oftmals zu
erneuern . Das biſchoͤfliche Generalvicariat hat auch
nie aufgehoͤrt , das Gewicht ihrer Anſpruchsgruͤnde an —

Zuerkennen . Indeſſen iſt die Ausfuͤhrung der Gewaͤh—⸗
rung jetzt viel ſchwieriger geworden . Da ich jedoch
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Fuͤnf und zwanzigſte Sitzung vom t . Fuly . 7

dafuͤrhalte , daß fruͤher oder ſpaͤter die WMoͤglichkeit ein —

treten dürfte , dem an ſich wohlbegruͤndeten Anſuchen

zu entſprechen , ſo halte ich es fuͤr ganz angemeſſen ,

daß die Bittſchrift dem hohen Staatsminiſterio zur

geeigneten Beruͤckſichtigung mitgetheilt werde

Nachdem hierauf weiter bemerkt worden war ,

einerſeits ( von dem Landoberjaͤgermeiſter v. Kett —

ner ) daß ſich die Zahl derer , fuͤr welche die Kirche zu

Uim Raum enthalten muͤſſe , bedeutend vermindere ,

wenn man von der auf 3400 angegebenen Zahl der Einge —

pfarrten die Kinder abziehe , ( bon dem Frhr . V. Tü rf -

beim ) dag nadh der Angabe deg Herrn Regierungs :

commifárg . auf jeden Fal in Ulm ein Kirchenbau

nothwendig gewefen , der nach Ulm ceingepfarrten

Gemeinde Stadelhofen aber die Zufage einer befon -

dern Parochie nur unter der Bedingung der Zulång -

lichkeit des Kirchenvermoͤgens fuͤr dieſen Zweck geſche —

hen ſeye ; mithin wenn dieſes durch den Bau der Haupt —

kirche zu Ulm wirklich erſchoͤpft worden , die Gemeinde

auf die Zuſage , deren Bedingung nicht eingetroffen ,

wenigſtens fein Recht gruͤnden koͤnne ; andererſeits

aber ( von dem Frhrn . b. Weffenberg ) , daf der

Bau der . Kirche şu Ulm gleichwohl einen allzugrofen

Koͤſtenaufwand verurſacht habe , uͤbrigens zur endlichen

Erledigung der Sache eine Vereinbarung zwiſchen der

kirchlichen Behoͤrde und der Regierung erforderlich ſeyn

werde ;

beſchloß

die Kammer :

dem Antrage des Commiſſtonsberichts gemaͤß dieſe

Vorſtellung an das Staatsminiſterium zur moͤg—

lichſten Beruͤckſichtigung abzugeben .



8 Protokolle der Erſten Kammer .

Von dem Vicepraͤſſidenten aufgefordert , er —

ſtattete ſodann der Bisthumsverweſer Frhre v Weſ —
ſenberg Bericht Namens der Commiſſton fuͤr die

Begutachtung der Motion des Hofraths v: Rotted

uͤber die Auslegung zweifelhafter Stellen in der Ver —

faſſungsurkunde .

Beylage Ziffer 70 .
Die Kammer

beſchloß ;
den Gegenſtand dieſes Berichts in der naͤchſten
Sitzung in Berathung zu ziehen .

Hierauf bat der Frhr , v. Tuͤrkheim um dag
Wort :ı

Wenn iH in dDiefem Mugenblid den Faden der Be —

rathung unterbreche , fo mag diefeg Entſchuldigung in
der Erfahrung finden , welche ich in der legten Sitzung
gemacht habe , wo ich verhindert wurde , meine jetzt
nachzuholende Bemerkung vorzubringen , weil die Worte

ſchon ausgeſprochen waren , Durch welche die Sitzungen
geſchloſſen zu werden pflegen . Ich wollte naͤmlich —

jedoch ohne einen Vorwurf gegen das Praͤſtdium —

nur auf den F. 15 . der Geſchaͤftsordnung aufmerkfam
machen , nach welchem am Schluſſe einer jeden Sitzung
von dem Praͤſidenten die Tagesordnung der naͤchſtfol⸗
genden angezeigt werden ſoll .

Ich weiß es ſehr wohl , wie ſchwierig es bep nfe -
rer Geſchaͤftslage iſt , dieſer Beſtimmung jederzeit nach⸗
zukommen , denn ſehr oft laſſen ſich die auf die naͤchſte
Tagesordnung zu bringenden Gegenſtaͤnde nicht im Vor —

aus beſtimmen . Indeſſen , wenn es auch nicht moͤglich
iſt , jener Vorſchrift buchſtaͤblich nachzukommen , ſo iſt

es doch wuͤnſchenswerth , daß ſie nicht gaͤnzlich außer

Acht gelafen werde , befonderg jegt , wo fich die Gegen -

—
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Sånf und zwanzigſte Sitzung vom r . uly . 9

ſtaͤnde der Berathung mehr und mehr haͤufen . Auch

duͤrfte mit der Kammer Ruͤckſprache zu nehmen ſeyn ,
wenn ein auf die Tagesordnung geſetzter Gegenſtand

hintangeſetzt wuͤrde .

Der Bicepråfident : Der verehrte Redner hat

ſelbſt anerkannt , daß es unmoͤglich ſey , jedesmal am

Schluſſe der Sitzung die Tagesordnung der naͤchſten

anzuzeigen . So wie es nur thunlich iſt , wird die

Tagesordnung fuͤr die naͤchſte Sitzung gefertigt , und

in dem Sitzungsſaale angeſchlagen . Auch wird ſie dem

Kanzleydiener , wenn dieſer die Sitzung anſagt , zur

Bekanntmachung an die einzelnen Mitglieder mitge —

geben .

Uebrigens wird es in Zukunft eher moͤglich ſeyn ,

jener Vorſchrift der Geſchaͤftsordnung nachzukommen ;
und es wird gewiß meinerſeits alles geſchehen , um

jener Vorſchrift und dem Wunſche des Herrn Staats —

raths Frhrn . v. Tuͤrkheim zu entſprechen .

Nachdem mehrere Mitglieder . ( Frhr . v. Zylin -

hardt , Se . Durchlaucht der Here Får v. Ló mwens

ffein und der Hofrath v. Rotte ) zwar dem Wunfche
des Frýrn . v. Tùrfheim beygetreten waren , jedoch

zugleich die Unmoͤglichkeit anerkannt Hatten , Dem §. 15 .
der Geſchaͤftsordnung jederzeit buchſtaͤblich nachzukom —

men ; auch der Frhr . v. Tuͤrkheim erklaͤrt hatte , daß
er nur eine Bemerkung , keinen Antrag gemacht , und

insbeſondere den Fall der letzten Sitzung vor Augen

gehabt habe , in welcher man nicht bis zur Berathung
uͤber den die Verantwortlichkeit der oberſten Staats —

diener betreffenden Geſetzentwurf gelangt ſey , wurde

die Sache als durch die Erklaͤrung des Vicepraͤſi —
denten erledigt betrachtet .
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Der Herr Regicrunggcommifår , geh . Ref . d. Lie -

benftein legte fodann der Kammer den achten Titel

der neuen akademiſchen Geſetze , das Schuldenweſen
der Studierenden betreffend , mittelſt eines in der

Beylage Ziffer 7 .

enthaltenen Vortrags vor .

Beylage Ziffer 72 .

Die Kammer beſchloß :

dieſen Gegenſtand in einer Vorberathung in Be —

trachtung zu ziehen .
Der Vicepraͤſident erklaͤrte nunmehr , der Ta —

gesordnung gemaͤß , die fernere Berathung uͤber den

Entwurf eines Geſetzes das Verfahren in Faͤllen
der Anklage gegen Miniſter und Mitglie —

der der oberſtenStaatsbehoͤrde betreffend

fuͤr eroͤffnet .

Frhra v. Weſſenberg : Bevor zur Eroͤrterung
des dritten Titels des vorliegenden Geſetzentwurfs ge —

ſchritten wird , moͤchte ich die hohe Kammer auf die

Nothwendigkeit aufmerkſam machen , daß der Ort , wo

der Staatsgerichtshof ſich jedesmal verſammeln ſoll ,

zum Voraus beſtimmt werde , ſonſt wuͤßte in vorkom —

mendem Fall der Praͤſident des Staatsgerichtshofes

nicht , wohin er die Mitglieder zuſammenberufen ſoll ;

es müßte daruͤber jedesmal erſt mit dem Staatsmini —

ſterium verhandelt werden , und es waͤre einer ſehr

bedenklichen Zoͤgerung Spielraum gegeben . Auch iſt

hier der Ort nicht ganz gleichguͤltig . Um nur eines

Umſtandes zu erwaͤhnen , muͤßte er ein ſolcher ſeyn ,

deſſen Einwohnerſchaft ſo beſchaffen iſt , daß der Zweck

eines oͤffentlichen und imponirenden Verfahrens erreicht

wirde . In jeder Hinſicht halte ich denjenigen Ort fuͤr

den geeignetſten , der jeweils der Sitz des Oberhof —
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Fuͤnf und zwanzigſte Sitzung vom r . Yuly . 11

gerichts iſt . Mehrere Mitglieder dieſes Gerichts ſind

beſtaͤndige Mitglieder des Staatsgerichtshofes . Das

Kanzleyperſonale des erſtern durfte auch mit Koſten —

erſparung fuͤr den Dienſt des letztern gebraucht werden

koͤnnen . Auch wird der Drt , wo das Oberhofgericht
ſeinen Sitz hat , immer ein ſolcher ſeyn , der ein groͤße⸗
res und gebildetes Publicum in ſich faßt , wie es fuͤr
die Tribune des Staatsgerichtshofes ſich eignet . Ich

trage Demnach Darauf an , Daf in einem eigenen Paz
ragraphen am Schluſſe des zweyten Titels feſtgeſetzt
werde : „ der Staatsgerichtshof wird ſich jedesmal an

dem Orte , wo der Sitz des Oberhofgerichts iſt , ver —⸗

ſammeln . “

Bey der Beſprechung , zu welcher dieſer Antrag

Veranlaſſung gab , wurde fuͤr denſelben noch weiter

( von dem Frhrn . v. Zyllnhardt ) angefuͤhrt , daß er

auch den Nebenvortheil gewaͤhre , die Mitglieder des

Oberhofgerichts , welche zugleich Mitglieder des Staats —

gerichtshofes waͤren , nicht ihren gewoͤhnlichen Geſchaͤf —
ten zu entziehen .

Dagegen bemerkte der Herr Regierungscommiſſaͤr
geh . Ref . v. Liebenftein , dag die Regierung , von

welcher er ùbrigeng megen deg Gegenftandes deg vor -

liegenden Yntragg feine befondere Fnftruction erhalten
habe , von der Mnficht ausgegangen fey , dag in der

Regel der Gig der Regierung auch der Ort . feyn fol ,
wo der Staatsgerichtshof ſich verſammle .

Dieſer Anſicht treten Se . Durchlaucht der Herr
Fuͤrſt v. Loͤwenſtein mit der Bemerkung bey , daß

auch die Kammern ſich an dieſem Orte verſammelten ,
und daß daher die Wahl dieſes Ortes den Vortheil

gewaͤhre , die von ihm bereits in Anregung gebrachte



I2 Protofolle der Erten Kammer :

Ausdehnung der Competenz des Staatsgerichtshofes

auf die Mitglieder Der Kammern gtt erweitern .

Gegen diefe Verlegung des Staatsgerichtshofes

an den Ort , wo das Staatsminiſterium ſeinen Sitz habe ,

wurde jedoch von dem Frhrn . v. Weſſenberg ( unter

Beytritt des Hofraths v. Rotteck ) eingewendet , daß
der Staatsgerichtshof mit dem Staatsminiſterio in kei —

ner Verbindung oder naͤhern Geſchaͤftsberuͤhrung ſtehen

ſoll , und daß es weſentlich ſey , daß das Staatsmini —

ſterium auf dieſen Gerichtshof feinen Einfluß ausuͤbe ,

ſondern die Selbſtſtaͤndigkeit des Staatsgerichtshofes
in jeder Hinſicht geſichert werde .

Ueber denſelben Vorſchlag aͤußerte ſich der Frhro

v. Tuͤrkhle im dahin , daß , wenn die Regierung Bès

denken tragen ſollte , auf den Antrag deg Frýrn . p.

Weſſenberg einzugehen , man vielleicht , um dieſes

Hinderniß zu beſeitigen , dem Geſetze eine allgemeinere

Beſtimmung wegen des Sitzes des Staatsgerichtshofs

einverleiben koͤnne ; welche nach Umſtaͤnden die Wahl

zwiſchen einigen Hauptſtaͤdten des Landes oder doch

dem Sitz der Regierung und des Oberhofgerichts ließe ,

worauf von dem Frhrnv . Weſſenberg erwiedert

wurde : Durch Offenlaſſung einer Alternative wuͤrde der

Zweck vereitelt . Das gerade iſt das Weſentliche , daß

hier keinem Zweifel und keiner vorherigen Verabre —

dung , keiner willkuͤhrlichen Beſtimmung , und auch keiner

Zoͤgerung Raum gegeben werde .

Die Kammer

be pH tog :

( gegen 2 Gtimmen ) dem Antrage deg Frýrn . v.

Weſſenberg beyzutreten

Nach geſchehener Abſtimmung bemerkte der Land —

oberjaͤgermeiſter v. Kettner noch nachtraͤglich , daß er

Din
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Fuͤnf und zwanzigſte Sitzung vom J . July . 13

gegen dieſen Antrag um deswillen geſtimmt habe , weil

der Staatsgerichtshof an dem Orte , wo der Sitz der

Regierung ſey , die erforderlichen Acten und Urkunden

zur Hand habe .

Frhra v. Zyllnhardt ; Ehe wir zu der Discuſ⸗

fion der einzelnen Paragraphen fortgehen , erſuche ich
die Kammer , nadh : Der in dem Commiffongberichte
beobachteten Ordnung , deg Bortragg , fich úber folgende
beide Fragen auszuſprechen :

Erſtens : Ob die Anklageaete von den Anklage —
commiſſarien ſofort dem Praͤſidenten des Staatsge —
richtshofes zuzuſtellen ſey ? und

Zweytens : Wie viele Richter bey dem Zuſam —
mentritt des Gerichtshofes zur Vollſtaͤndigkeit des Ge —

richtes erfordert werden ?

Wegen dieſer beiden Fragen trat die Kammer

den Antraͤgen des Commiſſtonsberichtes
ben .

Man ging - hierauf zur Verleſung der einzelnen

Paragraphen des oben gedachten Geſetzentwurfes ( mit

dem 24 . hen , bey welchem man ſtehen geblieben war ,

anfangend ) und der darauf ſich beziehenden Stellen des

Commiſſtonsberichtes fort .

Bey dem

5. 24 2y

erklaͤrte ſich die Kammer

mit den Antraͤgen des Commiſſionsberichtes
fuͤr einverſtanden .

§5 28 .

Zacha ri aͤꝛ Ich erlaube mir , zu dieſem Para⸗ —
graphen einen Zuſatz in Vorſchlag zu bringen , auf wel⸗

chen ich in den Commiſſionsſttzungen nur deswegen nicht

angetragen habe , weil mich erſt der Verlauf der oͤffent—
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lichen Berathung auf die Nothwendigkeit deſſelben auf —

merkſam gemacht hat . Der Zuſatz iſt folgender :

958 .

„ Im uͤbrigen ſteht der zu fuͤhrende Beweis und

Gegenbeweis unter dem gemeinen Rechte des Landes “

oder ( mit andern Worten ) :

Im uͤbrigen iſt die Zulaͤſſigkeit der Beweismittel , und

die Zulaͤnglichkeit des Beweiſes ꝛc zu beurtheilen . “

Die Frage , welche durch dieſen Zuſatz entſchieden

werden ſoll , iſt die : Ob die Mitglieder des Staats —

gerichtshofs berechtigt und verpflichtet ſeyen , das

Schuldig oder Unſchuldig nach ihrer ingern oder mora —

liſchen Ueberzeugung , oder nur unter denſelben Bedin —

gungen , wie andere Richter des Landes , auszuſpre —

chen ? Eine geſetzliche Entſcheidung dieſer Frage halte

ich fuͤr nothwendig , theils weil die ſchon ſo oft in

dieſer Kammer geaͤußerte Anſicht , als ob der Staats —

gerichtshof ein politiſcher Gerichtshof ſey , leicht zu

Zweifeln uͤber dieſe Frage Veranlaſſung geben koͤnnte ,

theilg weil es ſonſt allerdings ungewiß ſeyn wuͤrde , ob der

Staatsgerichtshof den gefuͤhrten Beweis und Gegen —

beweis nach dem gemeinen Rechte des Landes , oder

nach der Dienerpragmatik zu pruͤfen haͤtte ?

Indem ich jetzt zur Begruͤndung des von mir zur

Entſcheidung dieſer Frage vorgeſchlagenen Zuſatzes uͤber —

gehe , will ich Einiges uͤber den Begriff eines politi —

ſchen Gerichtshofes uͤberhaupt vprausſchicken , da ſich

an die Begriffsbeſtimmung eines ſolchen Gerichtshofes

jene Begruͤndung am beſten knuͤpfen laͤßt.

Der Staatsgerichtshof kann nun nicit fon degs

wegen ein politifher genannt werden , weil er ber

politiſche Vergehungen , dahr uͤber Vergehungen gegen

den Staat erkennt . Wenigſtens iſt nach dieſer Be —

—
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griffsbeſtimmung ein jedes andere Gericht , welches uͤber

Vergehungen gegen den Staat zu erkennen hat , eben⸗

ſowohl ein politiſches Gericht — ſondern ein Gericht
unterſcheidet ſich wohl nur in ſofern , als ein politi —
ſches von andern Gerichten , als es nicht unter den

Regeln des Rechts , alſo nicht unter den Vor ſchriften
der Geſetze ſteht , ſondern nach den Maximen der

Staatsklugheit , oder nach Gruͤnden des oͤffentlichen
Wohls zu erkennen und zu verfahren berechtigt iſt . —
Ein politiſches Gericht iſt alſo erſtens dasjenige ,
welches ( wie etwa einſt das franzoͤſiſche Revolutions —

tribunal ) uͤber Vergehungen oder auf Strafen
zu erkennen hat , die das Gefeg ſo gut wie un —
beſtimmt laͤßt . Ein politiſches Gericht iff zwey⸗
teng dagjenige , welches ( wie 3, B . ein Kriegsgericht
im Falle einer Meuterey ) ſtraft , ohne die Bedingungen
der Zu rechnung zu beruͤckſtchtigen Eben ſo iſt drit —
tens das Gericht ein politiſches , welches , was den
Beweis betrifft , an keine geſetzlichen Regeln gebun —
den iſt . In dieſem Sinn ſind z. B . die franzoͤſtſchen
Schwurgerichte politiſche Gerichte ; nicht die engliſchen ,
denn , beylaͤufig zu erinnern , dieſe Eigenſchaft gehoͤrt
keineswegs zu dem Weſen eines Schwurgerichts

Endlich viertemns iſt ein Gericht in ſofern
ein , politifheg , als eg bey dem Verfahren niht
an geſetzliche Regeln gebunden iſt . Alles dieſes iſt
auch auf den Begriff eines politiſchen Vergehens an —
wendbar .

Ich glaube nun den in Vorſchlag gebrachten Zu—⸗
ſatz er ſt en s ſchon dadurch vertheidigen zu koͤnnen, daß
uͤberhaupt kein Gericht , welches auch feine Beftim -
mung feyn mòge , ein politifheg Gericht feyn foll .
Das Recht fprechen ift nur in fofern cin Rechtſprechen ,
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als es an geſetzliche Regeln gebunden iſt ; eine Mug -

nahme von diefer Regel lågt fH nur durch einen Noth —

fand vertheidigen .

Zweytens , der Staatsgerichtshof , von welchem

der vorliegende Geſetzentwurf handelt , iſt dieſem Ent —

wurfe nach , wenigſtens in Beziehung auf die Strafen ,

die Bedingungen der Zurechnung und das Verfahren

nicht ein politiſcher . Wie duͤrfte ihm alſo dieſe Eigen -

fbaft in Beziehung auf die Beurtheilung deg Bewei —

feg bepgelegt werden ?

Srhr . v. 3ylinhardt : Die Bezeichnung politis

feher Gerichtshof fann bey dem Staatsgerichtshof nur

auf den Gegenftand feiner . Conipetenz , und auf die Art

feiner Zufammenfegung bezogen . werden , nicht aber auf

das Verfahren . Daf diefed , wag die Beurtheilung

des Beweiſes betrifft , fich nach den allgemeinen Gez

fegen deg Landeg richten folle , hat die Commiſſion , da

wir noch keine Geſchwornengerichte haben , als ſich von

ſelbſt verſtehend , nicht angefuͤhrt . Da aber Zweifel

hieruͤber entſtehen koͤnnten , ſo trete ich dem von dem

Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ vorgeſchlagenen Zuſatze bey :

Frhra v. Weſſenberg : Den Staatsgerichtshof

macht ſein weſentlicher Zweck zum politiſch en Ge -

richt . Denn dieſer Zweck beſteht einzig in der Sicher —

ſtellung der Staatsverfaſſung gegen die Eingriffe der

oberſten Staatsbeamten . Was hingegen die Formen

betrifft , nah denen er verfahren fol , fo mùffen diefe

allerdings den allgemeinen Rechtsbegriffen entſprechen .

Er muß an beſtimmte Rechtsformen gebunden ſeyn .

Dieß beabſichtigt auch der dritte Titel des Geſetzent —

wurfs , mit dem wir uns jetzt beſchaͤftigen , und ich

ſtimme zu gleicher Abſicht auch dem von dem Herrn

mene O
mae a S N a

fj

gel
lich

Re

niç

ric

re

zeii

gar

Ve

ihn

Gr

ſch

geb

nif

ten :

buc

fon

ge

erfi

und

ſelb

ken

ftii

tun

nic

ſt aͤ

ſch

Di

eini

ein

bof

ode

Pr



Fuͤnf und zwanzigſte Sitzung vom r . Yuly . i7

gch . Hofrath Zachariaͤ vorgeſchlagenen Zuſatz unbedenk —

lich bep , wenn anderg - die im Badiſchen jetzt geltenden

Rechtsbeſtimmungen uͤber die Beweisfuͤhrung , die ich
nicht genau . fenne , befriedigend find .

ma V NRotted : Der Augdiruf politifher Ge -

richtshof ſoll keineswegs den Gegen fatz eines

rech thich en , oder nach Rechtsregeln ſprechenden be —

zeichnen , ſondern nur einen ſolchen , welcher wegen der

ganz eigenen Natur der von ihm zu beurtheilenden

Vergehen , wegen der Eigenſchaft der Perſonen , die

ihn unterſtutzen , und wegen des feiner Gewalt zum

Grunde liegenden Princips an die pofitiven jurifti -
ſchen Formen der gemeinen nicht

gebunden feyn fann , fondern cigene , jenen Berhålt -

nijen entfprechenden Formen : erheifht . Seine Compe -
teng erfiredt fich. nicht uͤber die im peinlichen Geſetz —
buch benannten Verbrechen der Unterthanen ,

ſondern er hat uͤber den Mißbrauch der Regierungs —
gewalt von Seite der oberſten Inhaber derſelben zu

erkennen , uͤber einen Streit zwiſchen dem Regierenden
und Regierten , woruͤber blos ein durch die Partheyen

felo compromiffarif H errihteteg Tribunal zuer -

fennen vermag . - Er foll dag Dragan der reinen Volg -

timme — in der von mir fråher angeführten Bedeu -

tung — feyn , uͤber Thaten , zu deren Beurtheilung
nicht nòthig iff , daß man juriſtiſcher Kunſtvper —

tandiger fey , fondern mehr nur gefunder Menz

ſchenverſtand und Kenntniß der polhitiſchen

Dinge gehoͤrt . Unſer Gerichtshof bildet allerdings
eine Art von Geſchwornengericht , denn ob auch
ein juriſtiſches Element in den Mitgliedern des Ober —

hofgerichts ihm beygegeben ward , ſo iſt doch ſein Grund

oder vorherrſchendes Element das Politiſche ,
Protokolle der J. Kammer . — 2
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die von der Regierung und den Kammern frepgewåhi :

ten Bepfiger .

Dieſes Gefhwornengericht an die Formen deg ges

meinen Rechts binden , Heigt feine innerfte Natur ver -

tennen , und ihm Sefeln anlegen , die feine Wirffam -

keit gaͤnzlich vereiteln moͤgen. Viele Formen des ge —

meinen Prozeſſes paſſen durchaus nicht auf dieſen

ganz eigenen , von allen andern weſentlich verſchiedenen

Prozeß ; welche aber paſſend ſind , die ſind theils ſchon

als Vernunftgeſetze guͤltig , theils moͤgen ſie als ſpecielle

poſttive Normen in unſer Geſetz aufgenommen werden .

Srhr , Y. Tårfheim : Wenn man den Faden der

frihern Verathung verfofgt , fo wird man finden , daf

der Staatsgerichtshof nur in Beziehung auf den Ge —

genſtand ſeiner Competenz , welcher auf Verfaſſungs —

verhaͤltniſſe beſchraͤnkt iſt , nicht aber in formeller Hin —

ſtcht ein politiſches Gericht genannt worden iſt . Darum

iſt es allerdings richtig , daß der Staatsgerichtshof

hinſichtlich des Beweiſes die beſtehenden Geſetze zu

beobachten habe . Nur zweifle ich , ob deshalb ein

Zuſatz in das Geſetz aufzunehmen ſey , da der Inhalt

deſſelben etwas von ſelbſt Verſtehendes waͤre .

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v Loͤwenſtein :

Es iſt allerdings von Wichtigkeit , dem Ermeſſen des

Staatsgerichtshofes keinen altzugroßen Spielraum in

der vorliegenden Beziehung zu laſſen .

Reg . Comm . geh . Ref . v, Liebenftein : Auh

die Regierung it von der Anſicht ausgegangen , daß

fih dag Urtheil iber den Beweis nach Den Regeln deg

gemeinen Rechtes richten folle . Yeh glaube jedoch nicht,
daß deshalb ein beſonderer Zuſatz noͤthig ſeyn werde ,

*
da hieruͤber ſchon das achte Organiſationsediet maß —

gebend iſt . Darauf deutet auch die Beſtimmung in
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dem vorliegenden Paragraphen , daß die Eideszuſchie —

bung unzulaͤßig ſehn ſolle Dieſe Beſtimmung iſt im

Einklang mit unſerm peinlichen Geſetzbuch , welches den

Reinigungseid in Strafſachen verwirft . Der Grund ,

warum man dieſe beſondere Beſtimmung hier aufge —

nommen hat , iſt der , weil hier ein von dem gewoͤhn —

lichen abweichendes Verfahren , naͤmlich der Anklage

prozeß Statt findet , und leicht das Mißverſtaͤndniß

Platz greifen koͤnnte , daß auch hier , wie in dem buͤr —

gerlichen Rechtsverfahren die Eideszuſchiebung Statt

finde .

Nachdem hierauf der geb . Hofrath Zacharii gegen

die feinem Antrage entgegengefegten Einwendungen

kuͤrzlich geſprochen hatte , ( wobey er unter andern in

Uebereinſtimmung mit dem Frhrn . v. Zyllnhardt

bemerfte , dag der vorliegende §. nicht von dem Reini -

gunggeide , fondern von Dem angetragenen Eide handle )

beſſch loß

die Kammer ( gegen 1 Stimme )
den vorgeſchlagenen Zuſatz , mit Vorbehalt der

Redaction , in - den Gefegentwurf aufzunehmen

Die

$ 5 . 29 — 44 .

wurden von der Kammer

beziehungsweiſe mit den Antraͤgen des Commiſ⸗

ſtonsberichtes ,

angenommen .

§. 45

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt vLoͤwenſtein :

Hierbey muß ich bemerken , daß — ob ich gleich im

Ganzen mit der Anſicht der Commiſſion einderſtanden

bin , daß eine lange Unterbrechung des Verfahrens

moͤglichſt vermieden , und das weltere Verfahren daher
—
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auf den naͤchſten Tag in der Regel feſtgeſetzt werde ,

der Termin von 10 Tagen als aͤußerſter und laͤngſter ,

doch in dem Falle beyzubehalten waͤre, wenn der An —

geklagte hinlaͤnglich nachweiſen koͤnnte , zu ſeiner Ver —

theidigung dieſe Zeit noch noͤthig zu Haben .

Srhr . v. Türfheim : Yuh idh mup mih får den

Geſetzentwurf erklaͤren . Der Grundſatz , welcher im

Commiſſionsbericht zur Motivirung einer Abkuͤrzung

der Friſt aufgefuͤhrt iſt , wird dadurch keineswegs ge —

faͤhrdet .

Reg . Comm . geh . Ref . v. Lliebenftein : Die Abs

ſicht der Regierung bey der Faſſung dieſes den war keine

andere , als die von der Commiſſton ſelbſt angedeutete ,

daß naͤmlich beiden Theilen , ſowohl dem Anklaͤger , als

dem Angeſchuldigten die noͤthige Zeit zur Vorbereitung

ihrer Schlußvortraͤge gelaſſen werden ſolle . Moͤglichem

Mißbrauch iſt dadurch vorgebeugt , daß die Friſt nicht

nothwendig 10 Tage umfaſſen muß , ſondern von dem

Ermeſſen des Gerichts abhaͤngt .

d Rotted : Die Gruͤnde , aus welchen die Com —

miſſton auf Abkuͤrzung des Termins antrug , ſind fol —

gende :

Zuvoͤrderſt beſteht die Bedeutung und aller Werth

des muͤndlichen Verfahrens darin , daß man voraus —

ſetzt , die vor den Augen des Richters vorgehende leben⸗

dige Verhandlung werde eine beſſer begruͤndete mora —

liſche Ueberzeugung von Schuld oder Unſchuld hervor —

bringen , als der blos todte Buchſtabe ſchriftlicher Rela —

tionen . Es iſt daher alles auf die Lebendigkeit des

Eindrucks berechnet , welchen die Verhandlung bewirkt .

Zwiſchen dieſe Verhandlung und die Urtheilsſchoͤpfung
einen langen Zwiſchenraum ſetzen , heißt jenen Effect

wieder aufgeben , und es der Chicane oder der Rede —
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kunſt einer Parthey leicht machen durch taͤuſchende Dar —

ſtellung das durch die Lange der Zeit ſchon halb pérs

wiſchte Bild in dem Gemuͤthe des Richters gaͤnzlich

zu tilgen , und ein falſches an deſſen Stelle zu ſetzen .

Weiter bietet die Verlaͤngerung des Termins auch die

Gelegenheit zur Bearbeitung der Richter zu unlautern

Einfluͤſſen von allerley Art dar , und macht alſo auf

zweyfache Weiſe die Zuverlaͤßigkeit des Urtheils ver —

daͤchtig
Es iſt uͤbrigens das Intereſſe dieſer Behauptung

kein einſeitiges , oder welches blos zur Gunſt des Klaͤ —

gers Statt faͤnde . Es iſt beiderſeits gleichmaͤßig vor —

handen , ein Intereſſe der Sache oder der Wahrheit .

Und wenn der Schlußvortrag des Klaͤgers wie des Be —

klagten an und fuͤr ſich nicht einmal weſentlich noth —

wendig zu unſerm Verfahren gehoͤrt — da man ja dar —

auf verzichten kann — ſo erſcheint es doppelt verwerf -

lich , der gemaͤchlichern Vorbereitung zu ſolchen Vor —

traͤgen das eigentliche Weſen des muͤndlichen Vers

fahrens , Ueberzeugung durch den Eindruck der leben —

digen Verhandlung , aufzuopfern .

Frhr . v. Weſſenberg : Es iſt bey der Verthei —

digung , wovon der §. 45 . Handelt , niht von Auffus

chung neuer Beweisgruͤnde , ſondern blos um eine zu —

ſammenhaͤngende Darſtellung der Gruͤnde zu thun , wo⸗

durch die Anklage entkraͤftet , und die Unſchuld des

Angeklagten dargethan werden will . Der Angeklagte

oder deſſen Anwaͤlte haben innerhalb 3 Tagen Zeit ge —

nug , um eine ſolche Darſtellung zu entwerfen , zumal

da ſie ſich laͤngſt , d. i. waͤhrend des Laufs der Verhand —

lung darauf vorbereiten konnten . Durch Beſchraͤnkung

des Termins auf 3 Tage duͤrfte nur die leicht blen —

dende Beredſamkeit einigen Abbruch leiden , nicht aber
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die Gruͤndlichkeit , welche doch hier allein entſcheiden

folte .

Frhrev . Tuͤrkhe im : Man fuͤrchtet , daß bey einer

laͤngern Şrift der Eindruck verloren gehen koͤnne , wel⸗
A

chen das muͤndliche Verfahren auf den Richter gemacht Ee
habe . Ich fuͤrchte vielmehr dieſen Eindruck des Au —

fa

genblicks in Faͤllen dieſer Art , ſtatt darauf zu rechnen ; ài
da hier uͤber das Schickſal eines Menſchen entſchieden

bi

werden fol . Eg ift ferner geåufert worden , daf eg
a

nach der Beſchaffenheit der vorausgegangenen Verhand —

lungen nicht noch einer langen Vorbereitung zur Aus — b

fúbrung der Mnflage oder zur Vertheidigung bedårfe ,
fi

Allein eg fann fogar der fegte in der Sache abgehoͤrte
b

Zeuge den ganzen Plan für dag cine oder får Dag ana ,
dere veraͤndern .

Nach einer weitern Beſprechung , in welcher der $

Herr Regierungscommiſſaͤr v. Liebenſtein noch ins —

beſondere anfuͤhrte , daß eine laͤngere Friſt ebenſowohl D

dem Anklaͤger als dem Angeklagten vortheilhaft ſey ; ò

der geh . Hofrath Zachariå aber auf die Praxis der

engliſchen und franzoͤſtſchen Gerichte aufmerkſam machte ,

pe fh [ o ß t

die Remmer , ; t

die ürſpruͤngliche Faſſung des Şen

beyzubehalten .

Die

SS. 46 — 48 -

wurden von der Kammer

beziehungsweiſe mit den im Commiſſtonsberichte

enthallenen Verbeſſerungsvorſchlägen

Ferommen —.
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Fünf und zwanzigſte Sitzung vom r . Fuly .

S49 :

Der Here Reg . Comm . geh . Ref . v. Liebenfiein

bemerkte zuvoͤrderſt bey dieſem Fen , und in Beziehung

auf den Commiſſionsbericht , daß man mit Vorbedacht

keine naͤhern Beſtimmungen uͤber das Contumacialver —

fahren in den Geſetzentwurf aufgenommen habe , weil

dieſer Gegenſtand , wenn man einmal ins Einzelne ge —

hen wollte , eine ſehr umfaſſende Bearbeitung , und eine

Anzahl von Artikeln erfordert haben wuͤrde , die mit

dem uͤbrigen Umfang des Geſetzes außer allem Ver —

haͤltniſſe geſtanden haͤtte. Man habe vielmehr geglaubt ,

fich mit der in Dem vorliegenden Şen enthaltenen Haupt -

beſtimmung begnuͤgen , und den Gegenſtand im Uebri —

gen dem gemeinen Rechte und dem Ermeſſen des Ge —

richts uͤberlaſſen zu koͤnnen . Derſelbe erwiederte fer —

ner auf die gegen dieſe Hauptbeſtimmung ( von dem

Hofrath v. Rotteck ) geaͤußerten Bedenklichkeiten , daß

dieſelbe allerdings fuͤr ſich beſtehen könne , daß übrigens

die wegen derſelben allenfalls entſtehenden Zweifel leicht

durch das richterliche Ermeſſen zu löſen ſeyn wuͤrden .

Die Kammer

we fedh- Toig

durch Gtimmenmehrheit ( gegen den Antrag Deg Conis

miſſtonsberichtes )
den 2ten und Zten Perioden des Şen

beyzubehalten .
Ueber die dem beſtellten Vertheidiger zufolge dieſes

Sen einzuraͤumende Friſt bemerkte der

Hofrath v. Rotteck : Da ich mich ſchon gegen

den erten Zermin von ro Tagen erflârt habe , fo mug

ich mich gleich nachdruͤcklich gegen dieſen zweyten er —

klaͤren . Zwar ſehe ich die Einwendung voraus , daß

ein neu aufgeſtellter Vertheidiger mehr Zeit zur Vor —
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bereitung nòthig habe , als der Angeklagte ſelbſt . Allein

da nur durch die Schuld oder Chicane des letzten die

Aufſtellung eines Vertheidigers nothwendig geworden ;

da billigerweiſe nur er ſelbſt die Folgen ſeines Unge —

horſams oder ſeiner Verſaͤumniß tragen ſoll , und nach

einmal ſchon verfloſſener zehnkaͤgiger Friſt eine aberma —

lige Friſt von gleich langer Dauer den Eindruck der

muͤndlichen Verhandlung vollends verwiſchen , alſo die

Zuverlaͤßigkeit des Urtheils gaͤnzlich aufheben koͤnnte ;

ſo muß ich mit verſtaͤrktem Nachdruck auf Verkuͤrzung

dieſes zweyten Termins antragen .

Es wurde hierauf erwiedert ( von dem Frhrn . v.

Zyllnhardt ) , daß hier von einem ex officio beſtell⸗

ten Vertheidiger die Rede ſey , welchem die ganze Sache

neu ſeyn koͤnne , und welchem doch auf jeden Fall zur

Vorbereitung der ihm uͤbertragenen Vertheidigung eine

Friſt bewilligt werden muͤſſe, die es ihm moͤglich mache ,

ſeinen Amtspflichten Genuͤge zu leiſten ; ferner ( von

dem Frhrnv . Tuͤrkheim ) daß man die beym 45 . den

angenommene Regel auch hier nicht ohne Inconſequenz

verlaſſen koͤnne .

Die Kammer

beſch 166 —

die in dem Geſetzentwurfe geſtattete zehntaͤgige

Friſt

beyzubehalten .

SaS To

v. Rotted : Wenn ih die SHluffafung der

þpohen Rammer Ùber die § § . 45 u. 49 . betrachte , und

nun beym §. 51 . noch tweiter beforgen muf , dag Hier

auch der dritte Termin mit abermalg 10o Tagen werde

genehmigt , alfo im Ganzeu 30 Tage zwifchen die Ber -

handlung und Urtheilsſchoͤpfung werden gefegt werden ,
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ſo muß ich hoͤchlich bedauern , daß der ſ . 24 . , Der da

ſtatuirt ; „ das Verfahren vor dem Staatsgerichtshof

iſt muͤndlich, “ ganz unbedingt angenommen worden .

Haͤtte ich denken koͤnnen , daß man durch Feſtſetzung ſo

großer Friſten die Natur und Weſenheit des muͤndli —

chen Verfahrens ſo gar ſehr alteriren wuͤrde , ſo haͤtte

t ich — obſchon mir dieſes muͤndliche Verfahren nach

ſeiner reinen Idee aͤußerſt wuͤnſchenswerth erſcheint —

demſelben gleichwohl meine Zuſtimmung verſagt . Denn

jetzt erhalten wir ein Verfahren , welches muͤndlich

heißt , aber dennoch durch den langen Zwiſchenraum

zwiſchen den beiden Hauptarten die ſchriftlichen —

Aufzeichnungen zur Hauptbaſis des Urtheils macht ;

alſo ein Zwitterverfahren , welches von beiden

t das Gclimme , und von feinem dag Gute enthålt .

e Ich erklaͤre mich entſchieden gegen den hier in Frage

7 ftehenden Termin yon ro Zagen , und fann , wie frù -

l her , hoͤchſtens auf 3 Tage ſtimmen . Zwar mag durch

die fruͤhern 20 Tage den Richtern Manches unklar ge —

worden ſeyn , aber der nachmalige Verzug wird es ihnen

nicht tlarer machen , wohl aber erneute Gelegenheiten

und NVerfuchungen zu ihrer Berführung erzeugen ; er

wird die Selbſtberathung nicht zuverlaͤßiger machen ,

> wohl aber die åufern Grinde , die unlautern Influen —

zen , vermehren . ,

Zachariaͤ : Mir ſcheint ebenfalls durch die Ge -

ſamtheit dieſer Zeitbeſtimmungen der Unterſchied zwiſchen

dem muͤndlichen und dem ſchriftlichen Verfahren auf —

gehoben , oder , in wiefern er dennoch nach dem vor —

liegenden Geſetzentwurfe beſtehen ſoll , das erſtere gegen

das letztere in Schatten geſtellt zu werden . Bey dem

ſchriftlichen Verfahren urtheilt der Richter nach Meten .

Die Beyſitzer unſers Staatsgerichtshofes werden leicht
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26 Protofolle . der Eren Kammer .

in den Fall kommen , nach ſchriftlichen Aufzeichnungen ,

die keine oͤffentliche , oder ſonſt genuͤgende Glaubwuͤr —

digkeit haben , urtheilen zu muͤſſen .

Frhr . v. Weſſenberg : Aus den Gruͤnden , die

Der Herr Hofrath v. Rotteck entwickelt hat , ſtimme

ich auch hier fúr die Beſchraͤnkung des Termins auf 3

Tage . Je mehr die Bedenkzeit verlaͤngert wird , deſto

mehr duͤrften die Bedenken ſich haͤufen , und durch

mancherley Einfluͤſterungen vermehrt werden . Koͤnnen

die Mitglieder des Gerichts in einer Sache , die ihrer

Natur nach nicht wohl eine große Verwickelung zulaßt ,

ſich ihre allenfallſtgen Bedenken innerhalb 3 Tagen nicht

befriedigend loͤſen, ſo werden ſie es auch in 10 Tagen

nicht .

Dagegen wurde fuͤr die im Geſetzentwurfe nachge⸗
laſſene zehntaͤgige Friſt von dem Frhrnev . Zyllnhardt

angefuͤhrt , daß die im Commiſſionsberichte nur nach der

Stimmenmehrheit ausgeſprochenen Anſicht uͤber

die ſen Punct niemals die ſeinige geweſen ſey , und daß

die Beyſitzer des Staatsgerichtshofs nicht ohne einen

genuͤgenden Grund von dieſer Friſt Gebrauch machen

wüͤrden ; ferner von dem Frhrn . v. Tårêheim , daß

es ein Irrthum ſey , wenn man dieſe Friſt , welche dem

Richter ſelbſt zu ſeiner Vorbereitung , wenn er ſie fuͤr

nòthig findet , gefğtattet wird , şu Den im §. 45 . W. 49 .

exwaͤhnten Friſten hinzurechne , durch welche der Richter

von den Partheyen aufgehalten wird , daß uͤberhaupt das

Geſetz in allen dieſen Artikeln von der möglich långften

Dauer der Friſt handle .

Die Kammer

beſchloß
( gegen 3 Stimmen )

die urſpruͤngliche Faſſung des Fen

beyzubehalten .
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Fünf und zwanzigſte Sitzung vom r . Yuly . 2

Die

88 . 52 — 55 .

wurden von der Kammer ,

beziehungsweiſe mit den im Commiſſionsberichte

enthaltenen Antraͤgen

angenommen .

6

Nachdem uͤber die Gruͤnde der bey dieſem Para —

graphen in dem Commiſſionsberichte enthaltenen An —

traͤge bemerkt worden war ( von dem Frhrn . v. Zylln —

hardt ) , daß der Unterſchied zwiſchen der Abſtimmung

uͤber die Schuld und uͤber die Strafe auf dem unver —

kennbaren weſentlichen Unterſchiede zwiſchen beiden

Fragen beruhe , ferner ( won dem Hofrathe v. NRotted ) ,

daß ohne dieſe Unterſcheidung leicht ein Angeklagter ,

welchen die eminente Majoritaͤt fuͤr ſchuldig erklaͤrt ha —

ben wuͤrde , darum ſtraflos bleiben moͤchte , weil ſich

hintennach keine gleich uͤberwiegende Majoritaͤt uͤber

eine beſtimmte Strafart vereinigen koͤnnte ; endlich ( von

dem Frhruv . Zyl Inhardt ) , daß die fuͤr die Beant —

wortung der erſtern Frage vorgeſchlagene Berechnung

der Stimmen nur die Vereinfachung der Regel beab —

ſichtige , in den Reſultaten aber mit dem Geſetzentwurf

ungefaͤhr uͤbereinſtimme , und nachdem der Herr Regie —

rungscommiſſaͤr die Faſſung des Geſetzentwurfs verthei —

digt und angefuͤhrt hatte , daß er mit der Conſtitution

der nordamerikaniſchen Freyſtaaten im Einklang ſtehe ;

b erf Holo : B

die Kammer :
den Antraͤgen des Commiſſionsberichtes

beyzutreten

Zach ariaͤ : Ich ſchlage vor , in der Stelle des

Şen , nach welcher bey der Abſtimmung uͤber die Strafe



28 Protofolle der Erfen Kammer .

dic einfache Mehrheit der Stimmen entfheidet , ffatt

des Wortes „ einfache dag Wort relativ ” zu

fesen . Wenn in einem Gefege der Mehrheit der Stim —

men ohne einen Beyfag gedacht wird , fo iff darunter

ie abfolute Mehrheit , D. h. die Mehrheit in Beziehung

a die Gtimmenden zu verehen : Yn dem vör -

liegenden Falle aber fann nur von einer relativen

Mehrheit , d. h. nur Yon einer Mehrheit der Stimmen

in Beziehung auf die Meinungen die Rede feyn .

v. Roͤtteck : Es ſcheint mir durchaus unbedenk —

lich , daß uͤber den letzten Punct die einfache Ma —

joritaͤt entſcheide ; denn eine Entſcheidung daruͤber mu ß

ſeyn , ſo bald einmal das „ Schuldig “ ausgeſprochen

worden . Doch verſtehe ich unter der einfachen Majo —

ritaͤt nur die abſolute , keineswegs die relative ,

und unter Stimmengleichheit die nur zwiſchen zwey

Meinungen erſcheinende , weil font , da nach dem Bora

fchlag bey Stimmengleichheit die mildere Meinung

vorgehen fol , in dem Fal , daf 3. B . 4 Stimmen auf

Verweis , 4 auf Penſionirung und 4 auf Dienſtentſetzung

laͤuteten , der Verurtheilte mit einem bloßen Verweis

durchkaͤme , obſchon 8 Stimmen auf eine haͤrtere Strafe

erkannten , wogegen , falls nur eine Stimme noch der

ſtrengſten ſich beygeſellte , die Dienſtentſetzung

wuͤrde verhaͤngt werden . Mir ſcheint alſo in ſolchen

Faͤllen eine ſo vervielfachte und ſo beſchaffene Frag —

felung nothwendig , daß die Votirenden zuletzt unter

zwey Meinungen zu entſcheiden haben .

Zachariaͤ : Wenn eine Frage niht blog mit Ya

oder Nein , fondern mehrfach beantwortet werden fann ,

fo fann diefe Frage der Natur Der Sache nach mitteli

einer Abſtimmung nur durch relative Mehrheit der

T



Fuͤnf und zwanzigſte Sitzung vom J . July . 29

Stimmen entſchieden werden . So ſind auch alle Ge —

ſetze uͤber Faͤlle dieſer Art gefaßt .

Srhr . v. Tårfheim : Hiemit fimmt auch die

Praxis uͤberein .

Die Kammer erklaͤrte ſich

mit dem Antrage des geh . Hofraths Zachariaͤ

für einverſtanden .

Die

SS: 57 —59 .

murden von der Kammer mit den im Commiffionghes

berichte enthaltenen Berdeferungsvorfohlågen anges

nommen .

6

Der Frhrav . Zyllnhardt machte zuvoͤrderſt auf

die Verbindung aufmerkſam , in welcher dieſer §. mit

dem §. 10 . Deg Gefegentwurfeg dber die Verantwort —

lichkeit der oberſten Staatsdiener ſtehe . Dort fepe bes

reits der Beſchluß gefaßt worden , daß , wenn mit der

Verletzung der Verfaſſung ein anderes beſtimmtes Ver —

brechen verbunden geweſen ſey , der Staatsgerichtshof

nach gefaͤlltem Urtheil die Acten an die oberſte Staats

behoͤrde mit einer Erklaͤrung abzugeben habe

Zachariaͤ : Schon bey dem 10 . Fen wurde be —

merkt , daß die Beſchlußfaſſung uͤber den vorliegenden

Gegenſtand vielleicht beſſer bis zur Berathung uͤber den

6o . Şen des Procedurgeſetzes ausgeſetzt bleiben koͤnnke

Ich erlaube mir jetzt den Antrag zu machen , daß theils
der fruͤhere Beſchluß wieder zuruͤckgenommen , theils

( wie ſchon fruͤher von dem Herrn Staatsrathe Frhrn .
v. Zyllnhardt vorgeſchlagen worden iſt, ) aus dem

Procedurgefege der 6o . §. weggelaſſen werde .

Seh finde in beiden eine Abweichung von dem ge -

meinen Rechte . Wenn der Gtaatsgerichishof der oberfe
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Gerichtshof des Landes if , fo ifer auh berechtigt ,

die Gahe im Falle deg vorliegenden Şen ohne weite -

reg an dag ordentliche peinlihe Gericht jum wertern

Verfahren zu verweifen . Und auch opne eine ſolche

Verweiſung , ſo wie ohne irgend eine andere Verfuͤ —

gung , iſt das ordentliche Gericht verpflichtet und be —

rechtigt , das Verbrechen von Amtswegen zu unter —

fuen .

Beide , der fruͤhere Beſchluß und der §. 6o . fhei -

nen mir eben ſo wenig mit der verfaſſungsmaͤßigen Selbſt —

ſtaͤndigkeit der Gerichte im Einklang zu ſtehen . Die Wor-

fchrift , dag der Staatsgerichtghof die Sache megen

eines Verbrechens , das nicht zu feiner Competeng gez

hoͤrt , an die oberſte Staatsbehoͤrde abgeben ſoll , iſt

entweder ohne allen Zweck , oder ſie ſtellt die weitere

Verfolgung des Verbrechens in das Ermeſſen der

oberſten Staatsbehoͤrde .

Endlich ſcheint mir auch dieſe Vorſchrift nicht als

ein Beweis der Achtung fuͤr die oberſte Staatsbehoͤrde

vertheidigt werden zu koͤnnen . Vielmehr kann ich mir

gar manche Faͤlle denken , in welchen die Vollziehung

dieſer Vorſchrift die Regierung in Verlegenheit ſetzen

wuͤrde .

Der Zweck meines Antrages iſt , die vorliegende

Frage dem Ermeſſen des Staatsgerichtshofes zu uͤber —

laͤſſen . Dieſer wird ſchon wiſſen , was Rechtens ſey ,

d. h. daf und wenn er Die Gache an die ordentlichen

Gerichte zu verweifen habe .

Reg . Comm . geh . Ref . y,Liebenfein : Die Ten -

deny deg §. Go. if feinegwegg , daß der Regierung

durch die Abgabe der Acten an fie eine Art von Ach -

tung bezeugt werden foll , fondern die Beſtimmung dieſes

Geſetzes mit der Dienerpragmatik in Einklang zu ſetzen .
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Fuͤnf und zwanzigſte Sitzung vom 1. July . 31

Die Dienerpragmatik ſchreibt vor , daß , wenn von

einem Staatsdiener ein Dienſtvergehen begangen wor —

den iſt , die oberſte Staatsbehoͤrde zu entſcheiden hat ,

ob der Angeſchuldigte vor den ordentlichen Richter ge —

ſtellt werden ſoll oder nicht . Hat der Staatsdiener

hingegen ein anderes als ein Dienſtverbrechen , ein

Verbrechen des gemeinen Rechts , begangen , dann iſt

der Richter befugt , von Amtswegen einzuſchreiten .

Demnach kann auch die Selbſtſtaͤndigkeit der Gerichte

nicht durch dieſen Fen gefährdet werden . Uebrigens

muß der Staatsgerichtshof doch die Acten immer an

irgend eine Behoͤrde abgeben , da er kein eigenes Ar —

chiv hat .

Frhr . v. Weſſenberg : Ich kann nicht umhin ,
dem Antrage auf Weglaſſung des F 60 . , fo wie der

damit in Verbindung ſtehenden Beſtimmung im Anklage —

geſetz , aus voller Ueberzeugung beyzuſtimmen . Dieé

letztere Beſtimmung , wie ſie juͤngſt durch Stimmen —

mehrheit beſchloſſen wurde , ſetzt offenbar den oberſten

Staatsgerichtshof zum Berichtserſtatter und Gutachten —

ſteller an das Staatsminiſterium herab , was ich weder

mit de Würde deg Staatsgerichtshofs , noch mit ſei —

nem Verhaͤltniß zju dem Staatsminiſterium ,deſſen Mit -

glied der Beklagte iſt , in Uebereinſtimmung bringen
kann . Da die Verhandlungen des Gerichtshofs oͤffent —

lich ſind , und die ſaͤmtlichen Acten durch den Druck

bekannt gemacht werden , ſo iſt gar keine Urſache , warum

nach ausgeſprochenem Erkenntniß der Staatsgerichtshof
eine weitere Mittheilung an das Staatsminiſterium
machen folte . Dag Unterpleiben einer folchen Mitthei =

lung ’ hindert nicht , daf , eg mag Dag mit der Ber -

letzung der Staatsverfaſſung verbundene Vergehen nur

gegen die Dienſtpolizey verſtoßen oder ein peinliches



32 Protokolle der Erſten Kammer .

Verbrechen ſeyn , dasjenige geſchehe , was die Ordnung

fordert , mithin in jenem Falle , was die Dienerprag —

matik , in dieſem , was der allgemeinen Rechts - und

und Gerichtsordnung gemaͤß iſt . Die Originalacten

muͤſſen allerdings irgendwo ſicher aufbewahrt werden .

Aber dazu brauchen ſie nicht vom Staatsgerichtshofe

dem Staatsminiſterium mitgetheilt zu werden , ſondern

es genuͤgt , daß das Archiv beſtimmt werde , wo ſie zu

hinterlegen ſind .
v. Rotted : Mle Cinmendungen meineg verehrz

ten Freundes . gegen den fruͤhern Beſchluß , wornach der

Staatsgerichtshof im fraglichen Fal die Ycten mit der

Erklaͤrung , „ eS lågen noch Inzichten eines

eigentlichen Criminalverbrechens vor “ an

das Staatsminiſterium einſenden ſoll , vorgebracht hat ,

laſſen ſich leicht widerlegen , Der Herr Regierungs -

commifår hat die hier ing . Muge zu fafenden Berz

haͤltniſſe bereits lichtvoll bezeichnet . Iſt das weitere

Verbrechen ein Dienſt - Verbrechen , enn ſchwere

Dienſtvergehen nehmen auch die peinliche Natur an, )

ſo haͤngt es nach der Dienerpragmatik , und auch nach

der Natur der Dinge von dem Ermeſſen des Dienſt —

herren ab , ob eine peinliche Unterſuchung Statt fin —

den ſolle ; iſt es aber ein gemeines Criminalver⸗

brechen , ſo mag der ordentliche Criminalrichter nach

ſeinem Ermeſſen ex officio die Unterſuchung beginnen .

Durch den fraglichen Beſchluß der Kammer wird an

dieſem Verhaͤltniß nicht das Mindeſte geaͤndert , die

Obliegenheiten der Regierung , und die Amtsrechte der

ordentlichen Gerichte bleiben durchaus , was ſie waren

und ſind , nur erhaͤlt durch die bemerkte Erklaͤrung des

Staatsgerichtshofs hier die Regierung , und dort die

Criminalrichter eine Art von Aufforderung zur
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Fuͤnf und zwanzigſte Siung vom r . Fuly . 33

Einleitung der Unterſuchung , und es wird insbeſon —

dere der Regierung , die da oͤffentlich an die Ver —

haͤngung der Unterſuchung gemahnt wird , dieſelbe nicht

leicht unverhaͤngt laſſen , ohne Gruͤnde von ſo ſtarker

und zarter Natur , daß ein directer Kampf dagegen

den Staat mit den aͤuſſerſten Uebeln bedrohen koͤnnte .

Vergebens ſtellt man gegen mich das Verfahren
des gemeinen Rechtes auf . Unſer Staatsgerichts —
hof iſt ein politiſcher , und muß darum ganz an —

dere Normen haben . Auch folgt aus ſeiner Stellung

durchaus nicht , daß er die ordentlichen Gerichte als

ſich untergeordnet betrachte , und daher befehlsweiſe
mit ihnen communicire . Nach unſerm fruͤhern Beſchluſſe

ſoll er gar nicht mit ihnen communciren , und er iſt

aͤberhaupt gar kein Glied in der Articulirung jener

Gerichte . In ſeiner Sphaͤre der hoͤchſte und einzige ,
iſt er den ordentlichen Gerichten , als welche unter

ſich ſchon eine vollendete Stufenleiter bilden , weder

uͤber⸗ noch untergeordnet . Hiernach iſt ſchwer zu be —

greifen , wie durch den oft erwaͤhnten , jetzt von neuem

beſtrittenen Beſchluß der hohen Kammer die Conſtitu —
tion verletzt , oder die Selbſtſtaͤndigkeit der Richter

ſollte verkuͤmmert werden .

Zachariaͤ : Auf die mir von meinem verehrten

Amtsgenoſſen entgegenſetzte Einwendung kann ich nicht

eingehen , da ich mich ſonſt in einen Irrgarken , den

Streit uͤber die Idee eines politiſchen Gerichtshofes
verlieren wuͤrde . Gegen den Vortrag des Herrn Re —

gierungscommiſſaͤrs bemerke ich , daß mein Antrag durch
das Dieneredict ſogar unterſtuͤtzt werden duͤrfte . Denn

in der That tritt der Staatsgerichtshof , was die Ver —

letzungen der Verfaſſung betrifft , an die Stelle der

dienſtpolizeylichen Behörde .

Protokolle der 1. Kammer , Ar Bd.



Protofolle der Erften Kammer .

Reg : Comm . geh . Nef . y. Licbhenftein : Der A

Redner vor mir geht bey ſeinem Antrage , ſo wie fon pfa
bey der fruͤhern Bexathung uͤber denſelben Gegenſtand ,

von zwey Hauptgeſichtspuncten aus .

| Er betrachtet Den GtaatSgerihtShof alg eine Dienftz die
| polizeyſtelle . Allein die Kammer hat dieſe Anſicht nie Ma
|

getheilt , fondern der verehrte Redner ift damit immer
ai

allein ftehen geblieben , Die Kammer hat viefmepr den
DEl

|
Staat3gerichtghof immer får ein wirkliches Gericht an — pe
geſehen , das uͤber die Thatſache der Verfaſſungsver —

letzung mit vollkommener Selbſtſtaͤndigkeit und Unab —

haͤngigkeit erkennt , das Urtheil uͤber ein damit etwa ver — che
bundenes gemeines Verbrechen aber dem ordentlichen nid

Richter Åberlägt , ein Gericht , dag . fomit meder oper waͤ

noch unter den ordentlichen Gerichtshoͤfen , ſondern in len

voller ſelbſtſtaͤndiger Freyheit neben ihnen ſteht . St

Der Redner erblickt ferner darin eine Verletzung
Be

| der verfaſſungsmaͤßigen Selbſtſtaͤndigkeit der Gerichte ,

daß der Staatsgerichtshof die Acten im Falle des vor — Be

liegenden Fen an das Staatsminiſterium abgeben fol . me

Allein jene Selbſtſtaͤndigkeit wuͤrde nur dann gefaͤhr —
de

det ſeyn , wenn der Staatsgerichtshof im voraus , und ,

um in Wirkſamkeit treten zu koͤnnen , einer Ermåchtia Des

gung von Geiten der Regierung bedårfte : . Mein fo fie

ites nicht . Ere wenn der Gerichtshof fein Geſchaͤft tzu

beendigt und uͤber das Daſeyn und die Folgen eines der

Bruchs der Verfaſſung erkannt hat , ſoll er pruͤfen , ob Ni

etwa noch ein weiteres Verbrechen , Dienftvergehen ter

oder gemeineg , vorliege , und in diefem Fal die Abga — gu

be der Acten an die oberſte Staatsbehoͤrde verfuͤgen — ter

Uebrigens theile ich die Anſicht des Herrn Hofə de

raths v. Rotteck , daß der Staatsgerichtshof ein ganz þei

beſonderes Ynfiitut fey , dag dem ordentlichen Rihter
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weder Weiſungen zu ertheilen , noch von ihm zu em —

pfangen hat .

v Notteck Ich bemerke mit Bedauern , daß in

dieſem ganzen Streit mein verehrter Freund und ich

uns wechſelsweiſe gar nicht verſtehen , weil wir

in den Grundideen weſentlich von einander verſchie —

den ſind . Ihm iſt der Staatsgerichtshof eine Dienſt —

polizeyſtelle , mir iſt er ein hohes politiſches

Tribunal .

Wir reden alfo jedet von einer gang andern Sà :

che, und - unfere Grinde und Gegengrånde begegnen fich

nicht , fodern fireifen an einander vorüber . Eg

waͤre darum auch uͤberfluͤſſtz , dasjenige zu wiederho —

len , was ich zu Rechtfertigung meiner Anſicht vom

Standpunct der Politik und des Rechts ſowohl in mei —

nem Beybericht , als in meinen fruͤhern ausfuͤhrlicheren

Vortraͤgen entwickelt habe , und was ſich damals des

Beyfalls einer entſchiedenen Majoritaͤt der hohen Kam —

mer erfreute . Eine allgemeine Berufung auf jene Gruͤn —

de wird genuͤgend ſeyn

Srhi . v Tårëheim : Nahdem einmal beym $ . ro .

des Hauptgeſetzes beſchloſſen worden iff , daf der ober -

ſte Staatsgerichtshof nur uͤber die Verfaſſungsverle —

tzung , nicht aber auch uͤber ein anderes damit derbun⸗

denes Verbrechen erkennen ſolle , ſo muß freylich die

Nothwendigkeit anerkannt werden , daß er nach gefaͤll—

tem Urtheil uͤber die Verfaſſungsverletzung zur Verfol —

gung des damit in derſelben That verbundenen wei —

tern Verbrechens oder Vergehens einer andern Behoͤr—⸗

de die Veranlaſſung geben muͤſſe. Allein ſtatt daß bis —

her nur von zwey in einer ſtrafbaren Handlung moͤgli—

cher Weiſe verbundenen Elementen die Rede war , fuͤh—

3 *
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ren mih nun Die vorhin gemachten Bemerkungen des

Herrn Regierungscommiſſaͤrs , wo er ſich auf die Be

ſtimmungen der Dienerpragmatik beruft , darauf , daß

wir deren ſogar drey zu unterſcheiden haben , naͤmlich

Verfaſſungsverletzung , Dienſtvergehen , und gemeines

Verbrechen . Alles was angefuͤhrt worden iſt , um die

im 60 . des Geſetzentwurfs vorgeſchlagene Abgabe

der Acten an die oberſte Staatsbehoͤrde als nothwen —

dig oder zweckmaͤßig darzuſtellen , bezieht ſich darauf ,

daß dieſelbe nach der Dienerpragmatik das Verfahren

im Fall eines Dienſtvergehens anzuordnen habe . Hier

im §. 6o . if aber von Verbrechen die Rede , mwethe

mit der Berfaſſungsverletzung verbunden ſind . Esg if

daher wenigſtens beh Verbrechen des gemeinen Rechts

kein Grund , warum die Verfolgung derſelben , den

Weg durch das Staatsminiſterium nehmen ſolle . Bey

dieſen ſoll der außerordentliche Richter ex oflicio ein⸗

ſchreiten , er braucht alſo dazu keiner Veranlaſſung

durch die oberſte Staatsbehoͤrde , aber er muß officielle

Kenntniß von dem Verbrechen erhalten .

Aus allem diefem mwúrde alfo folgen , daß der

Gtaatsgerichthof im Fall eines mit Der Verlegung

verbundenen Dienſtvergehens nach der Dienerpragma —

tik die Acten an die oberſte Staatsbehoͤrde , im Fall ei —

neg damit verbundenen gemeinen Verbrecheng aber an

den ordentlichen Richter abzugeben habe . Dazu be -

darf es aber feiner eigenen Beftimmung in dem yorlies

genden Gefez , um eine Sache an die Behörde gelana

gen au lafen , welche dazu nach: der beftehenden BVerfaf

fung die competente ift .

Eben fo wenig fommt eg hier aufieine Erörterung

des Verhaͤltniſſes an , in welchein der Staatsgerichtshof

zum ordentlichen Richter des gemeinen Nechtes ſteht ;
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beide ſtehen neben einander ohne Subordinationsverhaͤlt —

niß , dieſes iſt aber durchaus nicht erforderlich , um et —

was an die competente Behoͤrde abzugeben .

Frhrev Zyllnhardt : Ich muß mich fuͤr den An —

trag des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ , welcher ganz

mit dem meinigen uͤbereinſtimmt , aus dem Grunde er —

klaͤren , weil die Wirkſamkeit des Staatsgerichtshofes

mit dem Endurtheile aufhoͤrt . Wenn er noch nachher

eine Erklaͤrung an die oberſte Staatsbehoͤrde erließe , ſo

wuͤrde er ſich der Gefahr ausſetzen , daß dieſe Erklaͤrung ,

welche unter der angenommenen Vorausſetzung doch nur

ein Gutachten ſeyn wuͤrde, unberuͤckſichtigt bliebe .

Der Vicepraͤſident ſtellte hierauf die Frage :

Ob uͤber den Antrag des geh . Hofraths Zacharia

abgeſtimmt werden ſolle ?

die Kammer bejahte dieſe Frage mit Stimmenmehr —

heit ( mit 7? Stimmen gegen ) .

Auf die von dem Vicepraͤſidenten weiter ge —

ſtellte Frage :

Do eg bey dem roten Şen degs Gefegentwurfeg
uͤber die Verantwortlichkeit der oberſten Staats :

diener beſchloſſenen Zuſatze ſein Bewenden haben

ſolle ?

erklaͤrte ſich die Kammer mit Stimmenmehrheit

fuͤr die Zuruͤcknahme dieſes Beſchlußes .

v. Rotteck : Als das hochverehrte Praͤſtdium vor —

hin die Frage aufwarf : ob wohl der fruͤher gefaßte Bes

ſchluß wieder abgeaͤndert werden koͤnne ? erklaͤrte ich ,

daß ich , obſchon es im Intereſſe meines neubeſtrittenen

Antrags liegen wuͤrde , verneinend zu ſtimmen , den —

noch unverholen meine Meinung dahin ausſprechen wolle ,

es koͤnne allerdings ein fruͤher gefaßter Beſchluß wie —
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Der abgeändert werden , mwenn die Ueberzeugung der

Majoritåt durch neu fih Darbietende Betrachtungen

und durch wiederholte Erwägung der Sahe fich ån -

dern , und die fpåtere Prúfung die Kriterien der groͤ⸗

ßeren Zuverlaͤßigkeit habe . In Bezug auf den eben

befragten Beſchluß aber ſtimmte ich gegen die Ab —

aͤnderung , und ſelbſt gegen die Wiederaufnahme der

Discuſſton . Die hohe Kammer , in ziemlich ſchneller

Schlußfaſſung , hat nun wirklich den fruͤhern Beſchluß

geaͤndert , und ich fuͤhle mich dadurch aufgefordert , ihre

Aufmerkſamkeit auf die Gefaͤhrlichkeit dieſes Bey -

ſpiels zu richten . Ohne hinreichende Vergegenwaͤrti⸗ —

gung derjenigen Gruͤnde , aus welchen der fruͤhere Be —

ſchluß gefloſſen , in einer minder zahlreichen Verſamm—⸗

tung als die erſte geweſen , iſt nun durch 7 Stimmen

gegen 6 dasjenige uͤber den Haufen geworfen worden ,

was fruͤher 9 Stimmen gegen 7 feſtgeſetzt hatten , es

iſt dasjenige umgeſtoßen worden , was ſeither als ein —

mal angenommene Grundidee die Schlußfaſſung

iber noch viele andere Puncte beſtimmt þat , und

durch deffen Heraugreifung alfo DiSharmonie in dag

ganze Oefe fommt . Können niht zumal diejenigen

Mitglieder , welche letzthin durch das Gewicht ihrer

Stimmen die Entſcheidung gaben , daruͤber ſich beſchwe —

ren , daß in ihrer Abweſenheit der Beſchluß wie —

der umgeftofen worden ? Oder wie , wenn in einer fol -

genden Gigung — fallig die Deliberation úber dag

ganze Gefez fih Heute noch nicht endigen ' folte — die⸗

ſelben Mitglieder wieder erſchienen , und durch ihre

zahlreichen Stimmen ( denn es waren juͤngſt neun und

heute nur ſieben , welche die Majoritaͤt bildeten ) ein

abermaliges Umſtoßen des heutigen Beſchluſſes , ein

Zuruͤckgehen auf den fruͤher bewirkten ? Wuͤrde nicht
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nach einer folchen Marime Die Rammer , ohne . alle Hal -

tung und Gtåtigfeit , ein mogendegs Meer von fwan -

fenden Meinungen , Deren heutecine , morgen die andere

oben auf ſchwaͤmme , darſtellen ? Ich wiederhole es ,

nur hoͤchſt wichtige Gruͤnde koͤnnen ein Umſtoßen eines

fruͤhern Beſchlußes rechtfertigen , und es muß dabey

die Berathung immer doppelt ſorgfaͤltig , und die Zahl

der Beſchließenden wenigfteng diefelbe mie früher feyn .

Zaha riá : Allerdings ift Der Mntrag auf die Zu -

ruͤcknahme eines fruͤher gefaßten Beſchlußes ein ſehr

bedenkliches Unterfangen . Allein ich erwog in dem

vorliegenden Falle erſtens , daß der Beſchluß nur ei —

nen einzelnen Paragraphen eines ſehr ausfuͤhrlichen

Geſetzes betreffe . Ich erwog ferner , daß dieſer Bes

ſchluß bald nach dem Anfange der Berathung uͤber die

vorliegenden Geſetzentwuͤrfe , alſo zu einer Zeit gefaßt
worden ſey , wo man noch nicht den Zuſammenhang

des Ganzen vollſtaͤndig uͤberſehen konnte . Ich erwog

endlich daß eben die Folgerichtigkeit , welche mein ver —

ehrter Herr Amtsgenoſſe mit Recht fordert , und welche

bey einer lange dauernden Berathung ſo leicht ge —

faͤhrdet wird , die Abaͤnderung des fruͤhern gegen die ſonſt

beachtete Meinung der Mehrheit der Commiſſtonsglie⸗

der gefaßten Beſchluſſes wuͤnſchenswerth mache .

Frhr . v. Zyl lnhardt : Bey der Berathung uͤber

den Iro . §. deg erfen Gefegentwurfeg murde ausgeſpro —

hen , dag man bey der Berathung Ùber den 6S . Şen

Deg Procedurgefezes auf die vorliegende Frage zuruͤck

zukommen haben werde . Uebrigens iſt hier nicht von

der Zuruͤcknahme eines uͤber ein Geſetz gefaßten deſini —

tiven Beſchluſſes , ſondern nur von einer veraͤnderten

Anſicht bey einer einzelnen Frage die Rede ,
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40 Protokolle der Erſten Kammer .

Die ſodann von dem Vicepraͤſident geſtellte
Frage :

DG der §. 6o . deg vorliegenden Gefegentwurfs
angenommen werden folle ?

wurde von der Kammer durch Stimmenmehrheit vers

neint .

Der

§5. 6R

wurde von der Kammer

mit dem im Commiſſtonsberichte vorgeſchlagenen
Zuſatze angenommen .

Zacharftaͤ : Ich erlaube mir hier noch folgende
Erklaͤrung zum Protokolle zu geben :

Daß ich zu den unentſchiedenen Fragen , welche
der §. in das Ermeſſen des Gerichts ſtellt , auch die

rechne :

Ob der Gerichtshof verpflichtet ſeyn wuͤrde, uͤber

die exceptiones fori declinatorias , (z. B . uͤber |

die exceptio judicis incompetentis ) oder litis

ingressum impedientes (z. B . ùber die exceptio
praescriptionis ) welche der Angeklagte ſofort
nach beſtelltem Gerichte vorſchuͤtzte, noch vor

dem ſchriftlichen Inſtructionsverfahren zu ent —

ſcheiden ?

Ich habe dieſe Erklaͤrung bereits in den Commiſ⸗
ſionsſitzungen gethan , mich jedoch bey Der Erwiederung
beruhigt , daß ein Fall dieſer Art nicht leicht vorkom —

men koͤnne, auch die Beruͤckſtchtigung meiner Erinne — |
rung die Nothwendigkeit herbey fuͤhren wuͤrde , dem

|

Geſetze eine unverhaͤltnißmaͤßig große Anzahl von Zu —
ſatzartikeln einzuverleiben . Ich habe dieſelbe Erklaͤ —

rung jetzt wiederholt , damit man nicht der Commiſſtion

haweoag AEN a AEN N EZECE N S A NE E TRTA E E E ,
—— A a O N S A Ao a
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den Vorwurf mache , alg habe ſie den Gegenſtand gaͤnz—

lich unberuͤckſichtigt gelaſſen .

Bey demſelben Fen erklaͤrte ferner der Herr Re —

gierungscommiſſaͤr , daß es , was die Erlaſſung von

Verhaftsbefehlen betreffe , bey dem gemeinen Rechte

des Landes ſein Bewenden haben koͤnne und folle .

Man gieng hierauf zur Berathung uͤber die , das

Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand

betreffenden Zuſatzartikel uͤber , da dieſe Artikel , nach

dem Vorſchlage der Regierung , in das Procedurgeſetz

nach dem 6oſten hen dieſes Geſetzes einzuruͤcken ſeyn

werden .

Die Kammer erflårte fich

für die Annahme diefer Mrtifel , fo wie fùr die

Annahme deg ten Titels deg Procedurgefeges ,

welcher dDemnáhf in Berathung gezogen wurde , und

ertheilte gugleich den yon der Commiffton bey jenen

YArtiteln und bey diefem Titel in Vorfchlag gebrachten

Abaͤnderungen und Zuſaͤtzen ihre Zuſtimmung .

Nachdem ſo die Berathung und Abſtimmung uͤber

die einzelnen Sen deg Gefereg beendigt morden mwar ,

brachte zuvoͤrderſt der Herr Regierungscommiſſaͤr in

Anregung , daß annoh megen deg gten und oten - Şen

des erſten Geſetzentwurfs eine Beſchlußnahme im Ruͤck—

ſtande ſey . Es wurde jedoch erwiedert , daß die bey

jenen § Sen zu einer weitern Berathung ausgeſetzten

Gegenſtaͤnde bereits durch die uͤber das Proce —

durgeſetz gefaßten Beſchluͤſſe ihre Erledigung , mit Vor —

behalt der Redaction , erhalten . håtten .

Weiter murde die Frage aufgeworfen :

Ob man bey der Redaction beide Gefegentwùrfe

àu einem - einzigen vereinigen folle ?
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42 Protofolle der Erften Kammer :

Und die Erörterung dieſer Frage führte wieder gur

Eroͤrterung ňber Die Frage : i

Ob man dag eine yon diefen Gefegen oder bei -

de Gefege alg - einen Theil der BVerfafung im

Sinne deg ógfien Şen der Verfaſſungsurkunde

zu betrachten habe ?
| Der Herr Regierunggcommifår machte auf die

| Nothwendigkeit aufmerkſam , die beiden Gefege wenig -

| feng dermalen noh gefondert zu lafen , indem die

D Vermiſchung oder Zuſammenſetzung der Saͤtze derſelben
p in eines vor dem gaͤnzlichen Abſchluß zu den ſchon fruͤ—

|
her bezeichneten großen Inconvenienzen fuͤhren koͤnnte .

Nach geſchloſſener Berathung in beiden Kammern ſtehe
der Vereinigung der beiden Geſetze in eines im Wege
der Redaction kein weſentliches Bedenken mehr ent —

gegen .

Der Frhr . v. Z yllnhardt macht auf die Noth -

wendigfeit aufmerffam , wegen der definitiven Redaction

ſchon fegt einen Beſchluß zu faſſen .
v. Rotteck : Ich habe die Sonderung des Pro —

cedurgefekeg vom Hauptgefege , . H. von jenem

welheg die Fålle der MnÉlage , den Gerichtshof , und

die Grade der Ahndung beftimmt , aug dem Grunde

in den Commiffiongfigungen vorgefchlagen , weil ich dag

alfo bezeichnete Hauptgefeg nach feinem Zwe und

Snhalt für einen integrirenden Beftandtheil der i

Conftitution oder fůr eine nothwendige Ergåns

jung Derfelben Halte , wmåhrend die Procedur etwa

auh durch ein gemeinegGefeg mõte regulirt und

nah Mafgabe der etwa su machenden Erfahrung oder

der allgemeinen Fortfhritte Der gerichtlichen Prarig

durch ſpaͤter folgende Geſetze möchte verbefert werden .

Dieſe Verbeſſerung , und etwa Einpaſſung in das all —
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gemeine Syſtem unferer gerichtlichen Proceduren wår -

de aber unnóthig crfchtwert werden , wenn die Beſtim⸗

mungen daruͤber im Hauptgeſetz ſtaͤnden , folglich als

Theil der Conſtitution wuͤrden betrachtet werden , wor —

nach nur durch eine Majoritaͤt von 25 in beiden Kam -

mern eine Abaͤnderung geſchehen koͤnnte .

Die Urſache aber , aug melher ih unfer Haupt -

gefég fùr eine Ergånzung der Con titution hel

fe , liegt niht in der im §. 67 . Der Verfafungsurfunz
de ausgeſprochenen Verheiſſung des Geſetzes , ( denn

ſonſt muͤßte auch , was niemand behauptet , das im §.

11 . verheißene und 1820 zu Stande gekommene Geſetz

uͤber Regulirung der Frohnabloͤſung als ein Theil der

Verfaſſung gelten , waͤhrend es doch offenbar nur ein

gemeines Geſetz iſt , und durch einfache Stimmenmehr —

heit zu Stande kam , und mag geaͤndert werden ) ſon⸗

dern ſie liegt in dem Gegenſtand und der Natur

des Geſetzes , welches naͤmlich eine unentbehrliche

Grund faͤule und Garantie der Verfaſſung bildet ,

eine eigene politiſche Gewalt , die da über die Res

gierung richte , erfhafft , und die Grånzbeftimmung ents

haͤlt, fuͤr die wichtigſte Befugniß der Kammern . Ein

folches Geſetz , ob es verheiſſen worden oder nicht —

iſt nach ſeinem Begriff ein Beſtandtheil der Verfafß

fung ; und wollte man auh behaupten , daf eg , weil

Der §: 67. Der Confiitutiongurfunde augfpricht : e3 fole

die Verantwortlichkeit der Miniſter durch ein „ Geſe tz “

regulirt werden zum erſtenmal auf die naͤmliche Weiſe

wie ein gemeines Geſetz , alſo durch einfache Majoritaͤt

zu Stande kommen koͤnne , ſo wuͤrde es gleichwohl , ſo —

bald es erlaſſen waͤre , ein Theil der Verfaſſung

feyn , und ſodann , wie alle uͤbrigen Artikel nur durch

eine Majoritaͤt von 25 koͤnnen abgeaͤndert werden .
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44 Protofolle der Eren Kammer .

Frhr . v. Weſſenberg : Der Grund , warm ich
in der Commiſſion dahin ſtimmte , daß die Zertheilung
in zwey Geſetze , die aber zuſammen nur Eines ausma —

chen wuͤrden , beybehalten werde , beſteht darin , daß fruͤ—
her oder ſpaͤter , auf eine Abaͤnderung in dem Geſetze
über dag Verfahren angetragen werden , und es als —
dann wuͤnſchenswerth ſeyn duͤrfte , dieſe Abanderung zu
bewerkſtelligen , ohne das Hauptgeſetz wegen der Ankla —

ge zu berühren . Dem von dem Herrn Hofrathe v. Not
ted vorgebrachten Grunde beyzuftimmen , hindert mich

der Wortlaut der Berfafung , indem der §. 67 . ausdruͤck⸗

lich die Procedur eben ſo wie die Faͤlle der Anklage , die
Grade der Ahndungen und die urtheilende Behoͤrde in
den Umkreiß des Geſetzes uͤber die Verantwortlichkeit
ſetzt . Mir ſchiene es daher ſehr bedenklich , wenn wir
einen Unterſchied zwiſchen dem Geſetze uͤber das Verfah⸗
ren und uͤber die Anklage in Hinſicht der Kraft conftitu -
tioneller Verbindlichkeit durch einen Beſchluß feſtſetzen
wollten . Nach dem Wortlaute der Verfaſſungsurkunde
halte ich die Kammer hierzu nicht fuͤr berechtigt .

Zachariaͤr Die von dem Herrn Hofrath v. Rotteck
aufgeworfene Frage haͤngt mit der allgemeinen Unter ſu⸗
chung zuſammen : Ob es gut ſey , ſich — im Staate und
in der Kirche — an gewiſſe Einrichtungen und Be —
ſchluͤſſe , durch beſondere auf die Unveraͤnderlichkeit der —
ſelben berechnete Formen zu binden ? Da muß ich nun
offen geſtehen , daß ich allen ſolchen Feſſeln aus Grund —
ſaͤtzen abhold bin . Alles in der Menſchenwelt if in ci -
nem ewigen Wechfel begriffen , alleg foll in einem fteten
Fortſchreiten zum Beſſern begriffen ſeyn Eg gehoͤrt
ein ſolches ungehindertes Fortſchreiten namentlich zu
dem innerſten Weſen unſerer Verfaſſung . Ich will da —
mit nicht ſagen , daß nicht gewiſſe Einrichtungen und

D a ET,
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Geſetze dauernder unantaſtbarer ſeyn ſollen , als andere .

Nur ſoll dieſer Unterſchied Wie Eigenſchaft eines Ver —

faſſungsgeſetzes ) nicht auf einer poſitiv beſtimmten Graͤn —

2e , fondern auf der Ueberzeugung von der vorzuͤgli⸗

chen Heiligkeit gewiſſer Geſetze beruhen . Nur ſoll die

Unveraͤnderlichkeit ſolcher Geſetze allein durch einen Mei —

nungskampf geſichert werden .

v. Hotted : Nicht eigentlich wegen der A ich -

tigfeit deg Gefegeg , obſchon eg allerdings ton der

allerhoͤchſten Wichtigkeit iſt , ſondern wegen der Natur

feines Gegenſtandes muß es als ein Theil der

Verfaſſung , oder als eine Ergaͤnzung derſelben erklaͤrt

werden . Ueber die Staatsgewalten als ſolche kann kein

gemeines Geſetz , ſondern blos ein conſtitutionelles ver —

fuͤgen.

Doch will ich dadurch der Geſetzgebung keine Feſ⸗

ſeln anlegen , wohl aber ihr diejenige Staͤtigkeit be —

wahren , ohne welche unſer politiſcher Zuſtand ſchwankend

und precaͤr waͤre . Wir haben aber heute ein Beyſpiel da —

von geſehen , wie leicht eine einfache Majoritaͤt an ei —

nem Tage umwirft , was am vorhergehenden beſchloſe

ſen worden . Sollen wir unſere Verfaſſung ſelbſt und

die noͤthigſte Gewaͤhrleiſtung derſelben , Dag Berant -

wortlichkeitsgeſetz demſelben Schwanken , derſelben Un—⸗

ſtaͤtigkeit ausſetzen ? Hoͤchſt weiſe iſt die Beſtimmung

des 8. 64 . der Verfaſſung , wornach wenigfteng 2/3 Der

Gtimmen erforderlich find , tm eine Veraͤnderung an

ihr zu bewirken . Ich ſpreche denſelben Schutz auch

fúr das Verantwortlichkeitsgeſetz an . Unſere Verfaſ —

ſung iſt darum nicht gefeſſelt , nicht im beſonnenen

Voranſchreiten gehemmt , ſondern blos vor dem unauf⸗

hoͤrlichen Wanken bewahrt .
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Frhre v. Zyl lnhardt : Es handelt ſich hier zu —

naͤchſt von der Abſtimmung uͤber die vorliegenden bei —

den Geſetzentwuͤrfe . Zur Annahme des Geſetzentwurfes

uͤber die Verantwortlichkeit der oberſten Staatsbeam —

ten werden unſtreitig nach Fo 64 . der Verfaſſungsur —

funde 2/3 der Gtimmen erfórdert . Deni mwenn eg je

ein Gefez gegeben hat , welhes die Verfaſſung er —

gāngte , fo if eg gewig diefer Geſetzentwurf , wether

die durch die Conſtitution begruͤndete Verantwortlich —

keit der Miniſter verwirklicht und die Bedingungen ent —

haͤlt , unter welchen dieſe Beſtimmung der Conſtitution

Anwendung findet . Zweifelhafter iſt die Sache bey dem

die Procedur betreffenden Geſetzentwurfe . So wie ich

jedoch der Meinung bin , daß beide Geſetzentwuͤrfe

nach §. 67 . Der BerfafungSurfunde zu einem einzigen

zu vereinigen ſind , fo fimme ich auch dafuͤr , daß ſo —

wohl jetzt zur Annahme dieſer Geſetze , als dereinſt zu

einer Abånderung dDerfelben 2/3 der Stimmen erfordert

werden .

Frhrav . Tuͤrkheim : Auch ich glaube , Daf bet -

de Geſetze zu einem einzigen zu vereinigen ſeyen , und

beſorge nicht , daß wenn etwa in der Folge eine oder

die andere Beſtimmung in Betreff der Procedur einer

Abaͤnderung unterworfen werden ſollte , die Hauptbe —

ſtimmungen des Verantwortlichkeitsgeſetzes dadurch be —

ruͤhrt und gefaͤhrdet wuͤrden . Eben ſo entſchieden muß

ich mich dafuͤr ausſprechen , daß dieſe zu vereinigende

Geſetze als Beſtandtheil der Verfaſſung erklaͤrt werden .

Beide haben keinen Boden ohne die Verfaſſung , und

ich darf hinzuſetzen , die Verfaſſung hat keinen Boden

ohne ſie . Beide zuſammen ſind die Ausfuͤhrung eines

durch die Verfaſſung aufgeſtellten Princips .
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Die Kammer

beſchloß

hierauf ,

beide Geſetzentwuͤrfe geſondert an die zweyte

Kammer gelangen zu laſſen ; wobey ſich jedoch
die Mehrheit der Kammer zugleich fuͤr die bey

der definitiven Redaction vorzunehmende Verei —

nigung beider Geſetzentwuͤrfe zu einem einzigen

ausſprach .
Die von dem Vicepraͤſidenten ferner aufge —

ſtellte Frage :

Ob zur Annahme der vorliegenden Geſetzentwuͤr —

fe , ſo wie dereinſt zu einer Abaͤnderung dieſer

Geſetze eine Mehrheit von 2/3 erforderlich fey ?

würde von der Kammer ( gegen . Gtimmen ) bejaht :

v Rotte : die hohe kammer hatnunmehr dureh

Majoritaͤt ihre Anſicht dahin ausgeſprochen , daß unſer

Geſetz wirklich ein Theil der Verfaſſung ſey . Mber fols

che Erklaͤrung der Anſicht genuͤgt nicht , und iſt

ohne geſetzliche Kraft .

Es iſt nothwendig , daß dem Gefeg ein Zufagar -

tikel gegeben werde , des Inhalts :

„ Dieſes Geſetz wird hiermit ausdruͤcklich als ein

Theil der Verfaſſung erklaͤrt . “

Ich trage daher darauf an , daß die hohe Kammer

dieſen Zuſatz beſchließe .

Frhrav . Weſſenberg : Ich bin keineswegs entge —

gen , daß am Ende des Geſetzes ausgeſprochen werde : daſ—⸗

ſelbe ſey als ein ergaͤnzender Beſtandtheil der Berfa fs
ſung anzuſehen , wofern hierin kein Unterſchied zwiſchen

den Beſtimmungen in Hinſicht des Verfahrens und der

Anklage Statt gegeben wird . Jedoch glaube ich , dieſe

Beſtimmung verſtehe ſich von ſelbſt , indem ſie ausdruͤck —
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lich aug Dem Sinne der 88 . 64 . und 67 . der Verfaſſungs —

urfunde hervorgeht , wenn fie in ihrem Zufammenpang

betrachtet werden . Eg mird wohl niemand dem Ber :

antwortlichkeitsgeſetze eine minder verbindliche conftitus

tionelle Kraft als der Dienerpragmatik beylegen . Erſte —

reg iſt wenigſtens eben fo gut eine Erlaͤuterung und na —ͤ

here Beſtimmung eines Artikels der Verfaſſungsurkunde

als die Letztere .

Frhr . v. Tuͤrkheim : das Verantwortlichkeitsge —

ſetz muß eben ſo beſtimmt und feyerlich zum Beſtand —

theile der Verfaſſung erklaͤrt werden , als die Diener —

pragmatik , damit , wenn einſt nach meiner Ueberzeugung

beide , als ſich feindſelig entgegenſtehende , Elemente er —

kannt werden , nicht die Verantwortlichkeit als minder

geheiligt weichen muͤſſe.

Nach einigen weitern Aeuſſerungen uͤber denſelben

Gegenſtand
beſchloß

die Kammer mit Stimmenmehrheit :

den vorgeſchlagenen Zuſatz dem Geſetze , und zwar

einſtweilen beiden Geſetzentwuͤrfen , einzuver —

leiben .

Nachdem hierauf der Herr Regierungscommiſſaͤr ab —

getreten war, ſchritt man zur endlichen Abſtimmung uͤber

beide Geſetzentwuͤrfe , und es wurden beide mit den be —

reits beſchloſſenen Zuſaͤhen und Abaͤnderungen einhellig

angenommen

Endlich gefhah die Mnzeige einer Motion Sr . Durch -

laucht des Herrn Fuͤrſten von Loͤwenſtein

auf Erweiterung der Competenz des Staatsge —

richtshofes , in Faͤllen der Anklage , Verletzung

der Verfaſſung oder verfaͤſſungsmaͤßiger Rechte

auf die Kammern und deren Mitglieder .

— —— — — — 6 J e A
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Fuͤr die Begruͤndung dieſer Motion wurde eine der

naͤchſten Sitzungen beſtimmt .

Beym Schluſſe der Sitzung legte der Vicepraͤ —

ſid ent noch ein Bittſchreiben des hieſigen Tapetenfa⸗
bricanten Huͤttiſſch um Beruͤckſtchtigung ſeiner bey den

fuͤr das Staͤndehaus erforderlichen Tapeten der Kams

mer tor .

Beyhlage Ziffer 71 . ( ungedruckt . )

Beſchluß ?

daſſelbe an die Baucommiſſion abzugeben .

In der

Nachmittags - Sitzung

wurde das Protokoll der vier und zwanzigſten Sitzung

vorgeleſen und genehmigt .

Frhrav Zyllnhardt .

Radari .

Protokolle der Erſten Kammer . a BA 4
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Beylage Jiffer 67

sudmwig von Gottes Gnaden ,

Grofherzog ju Baden , Herzog ju - Zåhrin -

gen , Landgraf ju Nellenburg , Graf zu

Gallem , Peterghaufen und Hanau c .

In Erwaͤgung der ſeit Erlaſſung Unſeres proviſo —

riſchen Preßgeſetzes vom zten Nov . 1819 veraͤnderten

Umſtaͤnde, finden wir Uns gnaͤdigſt bewogen , mit Zu —

ſtimmung der beiden Kammern Unſerer getreuen Staͤn —

de , zu verordnen :

1 ) Die proviſoriſche Verordnung vom sten No —

vember 1819 ( Regierungsblatt XVIII . vom roten No »

vember 1819 ) wird in allen denjenigen Punkten auf —

gehoben , durch welche das Preßgeſetz des deutſchen
Bundes vom 2oſten September 1819 , ſo wie wir ſolches

durch das Regierungsblatt vom 12ten Oetober 1819

Nro . XXVI . zur oͤffentlichen Kenntniß brachten , uͤber —

ſchritten iſt . Dagegen tritt

2 ) Die aͤltere Buͤchereenſurordnung vom 1gten

December 1803 , die bis zu dem 2oſten September

1819 als allelniges Geſetz beſtanden , in allen denjenigen

Vorſchriften , welche durch das obgedachte Bundesge —

ſetz keine Abaͤnderung erlitten haben , in ihre vorige

Kraft und Guaͤltigkeit .

Unſer Obercenſurcollegium iſt mit der Vollzie —

hung dieſer Verordnung eben ſo , wie ſolches wegen

der bisherigen Statt gehabt , beauftragt .

RRA NA A P A A O
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Beylag e Ziffer 68

Durchlauchtigſte ,

Hochzuverehrende Herren !

Allgemein bekannte Ereigniſſe haben den Beſchluß
der deutſchen Bundesverſammlung vom 20ſten Sept .

1819 und in deſſen Gefolge fuͤr das Großherzogthum
das proviſoriſche Cenſurgeſetz vom zten Nov . des naͤm⸗

lichen Jahrs veranlaßt .
So bald diefe voråbergehende Berhåltnife , twel -

He der Regierung die Nothwendigfeit auflegten , der

Preffreyheit engere Schranfen gu fegen , eg erlaubten ,

haben Geine Königliche Noheit der nah den Befdhlåfz

fen der beiden Kammern vom roten und grfén Mu -

guf Ig20 an den Thron gebrachte Bitte entfprochen ,
und am rfen Gebr . I821 eine weitere proviforifhe Bers

ordnung érlaffen , in welcher der ålterin Cenfurordnung
vom rgten Decbr . 1803 in alen denjenigen Borfeprifz

ten , welche durch das Bundesgefeg vom zoften Sept .

IS19 feine Aenderung erlitten haben , ihre vor dem

5ten Nos . 1819 beſtandene Kraft und Guͤltigkeit zu —

ruͤckgegeben wird .

Sie werden , meine hochzuverehrende Herren ! nicht
mißkennen , daß damit Ihren Wuͤnſchen in vollem Maaße

Genuͤge geſchehen iſt .

Nach dem 8. 17 . der Verfaſſungsurkunde ſoll die

Preßfreyheit nach den kuͤnftigen Beſtimmungen der Bun —

desverſammlung gehandhabt werden .

Bis dieſe Beſtimmungen erfolgen , muß derjenige
Zuſtand fortdauern , der bey Einfuͤhrung der Conſtitu —
tion der beſtehende war ; und nach Aufhebung des pro —

viſoriſchen Geſetzes iſt daher die Cenſurordnung von

1803 von ſelbſt wieder in ihre vorige Rechte eingetre —
ten . Ihre Schranken ſind fuͤr jeden , der nicht die

*
4
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Preßfreyheit wuͤnſcht , um fie mißbrauchen zu koͤnnen,

kaum fuͤhlbar .
Insbeſondere hat die Inſtruction fuͤr die Cenſo —

ren durch ihre Einverleibung in die Verordnung ſelbſt

eine in jenen Zeiten ungewoͤhnliche Oeffentlichkeit ge —

wonnen , die den Schriftſteller gegen jede Willkuͤhr des

Cenſors ſchuͤtzt, oder im ſchlimmſten Fall jenem gegen

dieſen die Waffen der geſetzlichen Vertheidigung ſelbſt

in die Haͤnde giebt , und ſomit neben der Heiligkeit

der Religion und Moral , neben der Wuͤrde und GSi -

terheit der Regierungen , neben der Ehre und dem Frie⸗

den der Familie zugleich das hochgeſchaͤtzte Gut der

Freyheit zu denken und ſeine Gedanken in Umlauf zu

ſetzen , in geſicherten Schutz nimmt .

Jch bin beauftragt , der hohen Kammer den an :

liegenden , dDiefen doppelt Heilfamen Zweck ſichernden
Geſetzentwurf vorzulegen .

Karlsruhe den r . Suly 1822 .

BeylageZiffer 69 .

Bericht

der Petitions Commiſſton uͤber die Vorſtellung der Gemein⸗

den Moͤßbach , Stadelhofen und Erlach , Amtsbezirks Ober⸗

kirch , ihre Trennung von der Pfarrey Ulm , und Er -

richtung eigener Paſtorationen betreffend.
Erſtattet von Frhr v , Falkenſtein .

Die obbenbemerkten Gemeinden haben ſchon im

Jahr 1820 bey der zweyten Kammer der damaligen

Staͤnde⸗Verſammlung in einer ſehr umfaſſenden Bor -

ſtellung ihre hoͤchſt nachtheiligen Verhaͤltniſſe als Filial⸗

orte au der Mutterkirche in Ulm mit der Bitte darge —

than , daß ihr ſchon mehrmals , jedoch immer ohne den
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gewuͤnſchten Erfolg , bey der hoͤchſten Staatsbehoͤrde

eingereichtes Geſuch um Trennung von der Pfarrey

Ulm und Errichtung eigener Paſtorationen von Seiten

der zweyten Kammer auf das wirkſamſte unterſtuͤtzt und

anempfohlen werden moͤchte.

Dieſes naͤmliche Geſuch wiederholen nun die be —

ſagten Gemeinden in einer eigenen Vorſtellung an die

erſte Kammer , unter Beylegung jener fruͤhern , welche

ſie im Jahr 1820 der zweyten Kammer auͤberreicht

haben , mit dem Beyfuͤgen , daß ſie , ermuthigt durch

die damals geſchehene Anempfehlung der zweyten Kam —

mer , neuerdings bey der hoͤchſten Staatsbehoͤrde ihre

fruͤheren Bitten eingereicht haͤtten , jedoch damit gegen

alles Verhoffen unterm 22ſten Februar 1821 wiederhelt

abgewieſen worden waͤren .

Die Gruͤnde , womit die Bittſteller ihr Geſuch

ſowohl ſeinem Hauptinhalte nach , als auch in Veziez

hung auf die - hieraug abgeleiteten Nebenzweige unter —

ſtuͤtzen , ſind in den Verhandlungen der zweyten Kam⸗

mer vom Jahr 1820 im 7ten Heft Seite 134 —138

enthalten , und die diſſeitige Commiſſion glaubt fich. lea

diglich hierauf beziehen zu koͤnnen , um weitlaͤufige
Wiederholungen zu vermeiden .

Dagegen wird in der vorliegendem Borftelung von

den Bittfelern Der Umftand alg neuer Grund aufge -

fuͤhrt , daß es ſich bey dem im Jahr 1821 vollendeten

neuen Kirchenbau zu Ulm gezeigt habe , daß dieſe Kir —

che bey allem Gedraͤnge nur einen Raum , får hoͤchſtens
1700 Menſchen in ſich faſſe .

Da aber die ganze Seelenzahl des Pfarrſpren —

gels auf 3405 Koͤpfe anſteige , ſo ſeye es augenſchein —

lich , daß die neue Kirche kaum fuͤr die halbe gegen —

waͤrtige Bevoͤlkerung hinreiche , und daß noch vlel mwe-

niger fuͤr eine ſteigende Population geſorgt , mithin der

Hauptzweck des Kirchenbaues verfehlt ſey . Die Fili —
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liatgemeinden feyen Daher neuerdings durch den Mans

gel an Raum von dieſer Mutterkirche ausgeſchloſſen ,

welches ihnen um ſo haͤrter falle , als ſie nebſt dem

verſplitterten Bauſchilling aus dem Kirchenfond , zu —

gleich durch die hierwegen geleiſteten Hand - und Fuhr —

frohnen in den traurigſten Zeitumſtaͤnden beynahe er —

druͤckt worden ſeyen .
Die zweyte Kammer fand ſich bewogen , die ihr

in dieſer Angelegenheit uͤberreichte Vorſtellung im Jahr
1820 mit Empfehlung an das Großh . Staatsminiſte —

rium aug dem Grunde zu uͤbergeben , weil die Urſache ,
warum das bisherige Beſtreben der erwaͤhnten Gemein —

den obne Erfolg geblieben fey , in Dem geltend gemah -
ten Intereſſe der gewerbtreibenden Buͤrger in Ulm ,

welche ihre Filialangehoͤrigen auf ewige Zeiten abhaͤn —

gig erhalten moͤchten , zu liegen ſcheine , indem ſich
weder in den mitgetheilten Meten , noch in der gutaͤcht —

lichen Anſicht der untern und mittlern adminiſtrativen

Behoͤrden , oder in einer gebietenden Noth , am wenig —

ſten aber in dem Prineip einer geiſtig ſittlichen Cul —

tur Gruͤnde hiefuͤr auffinden laſſen .
Die nach dieſer Anempfehlung erfolgte nochmalige

abweisliche Vorbeſcheidung der Bittſteller begruͤndet

zwar die Vorausſetzung , daß beſondere Motive vorlie —

gen muͤſſen , welche das hohe Staatsminiſterium veran —

laßt haben , die allerdings ſehr wichtigen Beſchwerden
der beſagten Gemeinden nicht zu berückſichtigen , und

in dieſer Beziehung duͤrfte ſich die wiederholte Vorſtel —
lung derſelben nicht wohl zu einer nochmaligen An —

empfehlung eignen . Da jedoch Die Bittfteller in der

gegenwärtigen Borftelung einen ganz neuen Befehiver -
degrund ruͤckſichtlich des unzulaͤnglichen Raums der neuen

Kirche in Ulm angebracht haben , ein Umſtand , der in

Bezug auf die Paſtoration der Filialorte , die nachthei —

ligſten Folgen haben wuͤrde , ſo glaubt die Commiſſion

EN
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darauf antragen zu muͤſſen , daß dieſe Vorſtellung nebſt

Beylagen an das hohe Staatsminiſterium zur moͤg⸗

lichſten Ruͤckſichtsnahme abzugeben ſey .

H eyta ge SiMe To |

Commiſſionsber icht
uͤber

die Motion wegen geſetzlicher Entſcheidung

einiger zweifelhaften Stellen der Berfaf

fungSuriunde in Betreff Der Dawer der

landſtaͤndiſchen Eigenſchaft verſchiedener
Mitglieder der Kammern .

Ce tlta ATRE et

von dem

Bisthumsverweſer Frhrn . v. Weſſenberg .

Keine Verfaſſung iſt wohl je zu Stande gekom —

men , deren Urkunde nicht im Laufe der Zeit in eini —

gen Punkten der Erlaͤuterung oder genauern Beſtim —

mung benoͤthigt geweſen waͤre .

Es liegt in der Natur der Sache , daß dieß bey

der Urkunde einer Verfaſſung vorzuͤglich Statt finde ,

die erſt ſeit kurzer Zeit in Wirkſamkelt getreten , und

mithin in der weiten Bahn vielſeitiger Erfahrung noch

wenige Fortſchritte machen konnte .

In unſerer Verfaſſungsurkunde iſt der Fall , wo

eine Erlaͤuterung , Auslegung oder naͤhere Beſtimmung

nothwendig oder erwuͤnſcht ſeyn wuͤrde , vorgeſehen ,

und der F. 64. verfuͤgt : „ daß zu einer geſetzlichen Er —

gaͤnzung oder Erlaͤuterung eines Artikels der Verfaſ —

fangsurkunde die Zuſtimmung einer Mehrheit von 25tel
beider Kammern erfordert werde . “

Nun iſt Ihnen bekannt , meine Herren ! wie ſich
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in diefer bohen Kammer úber einige Punfte , welde
die Dauer der landftándifhen Eigenſchaft
mehrerer gewåhlten Mitglieder der Gtån -

de betreffen , eine Verſchiedenheit der Anſichten hervor —

gethan , und dadurch der Wunſch veranlaßt worden ,

daß ſolche zweifelhafte Punkte auf dem geſctzlichen ,
durch den §. óg . der Berfaffungéurfunde bezeichneten
Weg erlaͤutert und entſchieden werden moͤchte .

Indem die hohe Kammer auf ſolche Art einer

authentiſchen geſetzlichen Auslegung vor einer blos

factiſchen , mithin moͤglicher Weiſe einſeitigen und

wandelbaren , den Vorzug giebt , hat ſie ſich ganz im

Geiſte des conſtitutionellen Lebens ausgeſprochen , wel —

chem das durch das Geſetz beſtimmte Recht uͤber alles

heilig , jede Willkuͤhr aber zuwider , jede ſchwankende
Ungewißheit bedenklich ſeyn muß .

Ihrem Wunſche gemaͤß hat das verehrte Mitglied ,
Herr Hofrath v. Rotteck es uͤbernommen , durch ei —

ne eigene Motion darauf anzutragen : daß Ge , Kinigl .
Hoheit um einen Geftgentwurf zu dem erwáhnten Zweck
gehorfamft gebeten werden ,

Der Punkte , auf deren geſetzliche Erlaͤuterung
dermal ein beſtimmter Antrag geſtellt iſt , ſind drey :

Erſtens Die allgemeine Zeitbeſtimmung in Hinſicht
der landſtaͤndiſchen Eigenſchaft aller durch periodiſche
Wahlen zu ernennenden Mitglieder der Kammern .

Zweytens Die Dauer der landſtaͤndiſchen Eigenſchaft
der Abgeordneten der beiden Landesuniverſitaͤten , falls
ein ſolcher an die Stelle eines vor dem Ablauf der
im 8 31 . beſtimmten vier Jahre abgegangenen Vor —

gaͤngers erwaͤhlt worden ift .
Drittens Die Dauer der landſtaͤndiſchen Eigenſchaft

derjenigen acht Mitglieder , deren Ernennung nach G.
27 der Verfaſſungsurkunde dem Regenten zuſteht .

Die Commiſſion , deren Berlchtserſtatter ich zu
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feyn die Ehre habe , glaubt , ihrem Auftrag bole Ge -

nuͤge zu leiſten , wenn ſie den Autrag auf geſetzliche

und athentiſche Entſcheidung der bemerkten drey Punk⸗

te als durchaus begruͤndet , darſtellt , ohne ſich auf eine

beſtimmte Begutachtung einzulaſſen : welche Weiſe die —

fer Entſcheidung der Verfaſſäng am entſprechendſten ,

ſomit zweckmaͤßigſten ſey .
Ueber den erſten Punkt .

Der Ç: 46 : der Verſaſſungsurkunde giebt folgen —

de Zeitbeſtimmung der Landtage :

„ Alle zwey Jahre muß eine Staͤndeverſammlung
tatt finden . c .

Die nåmliche Urfunde enthålt Åber dte Dauer der

landſtaͤndiſchen Eigenſchaft gewaͤhlter Abgeordneten nach⸗

fol gende Beſtimmungen :

a ) Jede Wahl der Grundherrlichen Abgeordneten

gilt fuͤr acht Jahre (5. 29 ) .

b ) Sede der beiden Landes univerſttaͤten waͤhlt ih -

ren Abgeordneten auf vier Jahre ( S. 3D )

c) Die Abgeordneten der Staͤdte und Aemter

worden auf aht Yahre ernannt , und fo , dag die Kam -

mer ale zwey Jahre zu einew Viertel erneuert wird

( 5. 38 )
Sodann it noh in dem §. 79 . fefgefert : daß

„Die Reihenfolge , wornach die Abgeordneten der Grund -

þerren und der Stådte und Aemter aug der Verſamm⸗

lung austreten , mit dem erſten Landtage fuͤr die ein —

getretenen Wahlbezirke ein fuͤr allemal durch das Loos

beſtimmt werde . “

Die Zeitbeſtimmungen der landſtaͤndiſchen Eigen⸗

ſchaft ſtimmen demnach mit der Zeitbeſtimmung in Hin -

ficht Der Landtage offenbar genau ùberein , und eg fónnte

mithin wohl fein Zweifel in Mnfehung der erfern , weż

nigfteng fo weit e5 die ordentlichen Landtage angeht ,



Ea SLASYy AS ARA Aa H 5i— a

Protofolle der Eren Kammer .

eintreten , wenn dieſe Landtage genau alle zwey Jahre

gehalten wuͤrden ,

iein eg it , wie bereits die Erfahrung gelehrt

hat , dies nicht der Fall . Da der erſte Landtag im

Jahr 1819 gehalten worden , ſo haͤtte der zweyte ſchon
1821 folgen follen .

Die Darftelung der Umftánde , welche verurſacht
haben , daß dieß nicht geſchehen , ſondern der zweyte

Landtag erſt im Jahr 1822 Statt gefunden , gehoͤrt

nicht hieher . Uns genuͤgt die Thatſache , die fuͤr die

jetzigen Abgeordneten den Zuſtand der Dinge veraͤndert ,

und die ſich aus nicht vorherzuſehenden Urſachen einſt
wieder erneuern koͤnnte . Wenn nun einer jener Land —

tage , der in dem periodiſchen Zeitraum ( von 4J. oder

8 Jahren ) Håtte Statt finden folen ~ úber diefen Beitz
raum þinaugfånit , fo entfteht natårlich die Frage : Sind

die betreffenden Abgeordneten berechtigt , noch alg Mits

glieder diefed Landtags aufzutreten ? Diefe Frage fann

auch. fo gefellt werden : Gind die beftimmten : Žahre

Ralenderjahre , oder bedeuten zwey Jahre jeweils
eine Landtagsperiode , und zwar ſo , daß die land —

ſtaͤndiſche Eigenſchaft des Abgeordneten auch dann fort —
dauert , wenn ein Landtag , der nach 8. 46 . innerhalb
der Jahre ſeiner Landſtandſchaft haͤtte Statt haben fol -
len , erſt in das folgende Jahr faͤllt?

Dieſe Frage iſt durch den Wortlaut der Verfaſſung
nicht beſtimmt entſchieden .

Ueber den zweyten Punkt .
Der G. 31 . , welcher die Beſtimmung uͤber die

Wahl der Abgeordneten der beiden Landesuniverſitaͤten

enthaͤlt , ſagt uͤber den vorliegenden Fall nichts . Die —

fer S. fagt niht : - Die Uniperfitâten waͤhlen alle vier

Jahre , fondern : fie wåhlen ihre Abgeordneten auf vier

Sahre . Nah dem Wortlaut maht die Verfafımg
feinen Unterfhied , ob der Abgeordnete vor oder nah
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Ablauf der vier Jahre ſeines Vorgaͤngers gewaͤhlt wor⸗

den , und es ſtaͤnde mithin nach dieſem Wortlaute un⸗

bedingt einem jeden von den Univerſitaͤten Erwaͤhlten

das Recht zu , vier Jahre lang als Landſtand aufzu —

treten . Dagegen hat man ſich auf den Geiſt der Ver —

faſſung mittelſt Anfuͤhrung der Analogie der Abgeord —

neten der Grundherrn und der Aemter und Staͤdte be —

rufen , indem aug den Şen 29 . Und 38 . offenbar die

Abſicht hervorleuchte , daß uͤberall , wo in dieſer Ur —

kunde von einem Wechſel der Abgeordneten die Rede

iſt , dieſe Wechſel nach der feſten Regel der Landtags —

perivden eintreten fol . So ſehr das Gewicht dieſer

Bemerkung gefuͤhlt wurde , bleibt gleichwohl der Zwei⸗

fel unaufgeloͤgt : Ob der in Frage ſtehende Fall dem

Wortlaute der Verfaſſung , oder nah ihrem Gets

fte auggelegt werden fole , und wag hier der Geif
der Verfaſſung wirklich verlange ?

Dieſer Umſtand ſcheint der Commiſſion entſchei —
dend dafuͤr zu ſprechen , daß eine authentiſche Beſtim —

mung hier um ſo erwuͤnſchter ſeyn muͤſſe, als nur durch

ſie fuͤr immer allen Zweifeln und Anſtaͤnden begegnet

werden dauͤrfte .

Ueber den dritten Punkt .
Ueber die Dauer der landſtaͤndiſchen Eigenſchaft

der acht von dem Landesherrn zu ernennenden Mit —

glieder der erſten Kammer ſagt die Verfaſſungsurkunde
woͤrtlich nichts , als daß der Großherzog ohne Ruͤckſicht

auf Stand und Geburt Perſonen zu Mitgliedern der

erſten Kammer ernennt (85. 27 . . ) und daß die

Zahl der Mitglieder niemals acht Perſonen uͤberſteigen

duͤrfe ( G 32 .
Nach dem Wortlaut hindert eigentlich nichts , an —

zunehmen : die landſtaͤndiſche Eigenſchaft dieſer Mitglie —
der ſeye lebenslaͤnglich . Dafuͤr ſprechen noch die fol —

genden Gruͤnde :
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Erfieng Nach einer allgemeinen Nechtêregel fann

feine Befchrånfung eineg Flaren Rechts angenommen

werden , fo lange die Befchrånfung niht nahgewiefen
wird .

Zweytens Die Analogie der erſten oder Pairskammer
in allen Laͤndern , wo ſolche beſteht , ſtreitet fuͤr die Le —

benslaͤnglichkeit der ſtaͤndiſchen Eigenſchaft der Mit —

glieder ,
Drittens - Nah dem §. 27 . . ) unferer Berfaf :

ſungsurkunde , wird ein proteſtantiſcher Geiſtlicher le —

benslaͤnglich zum Mitglied der erſten Kammer mit dem

Rang eines Praͤlaten ernannt ; welches deswegen ge —

ſchehen zu ſeyn ſcheint , weil man annahm , daß auch
die andern vom Regenten zu ernennenden Mitglieder
der erſten Kammer lebenslaͤnglich dieſe Eigenſchaft bey —

behalten .
Viertens Wo eine Zeitbeſchraͤnkung fuͤr eine dem Lan —

desfuͤrſten zuſtehende Ernennung in Beziehung auf die

Kammern zweckmaͤßig erſchlen , hat die Verfaſſungsur —
kunde ſie ausdruͤcklich ausgeſprochen . So beſtimmt
der S. 45 . : der Großherzog ernennt får jeden

Landtag den Praͤſidenten der erſten Kammer . Hin —

gegen in Hinſicht der acht Mitglieder , die der Groß —

herzog ernennt , enthaͤlt die Verfaſſungsurkunde keine

Beſtimmung .
Das Gewicht dieſer Gruͤnde wird noch beſonders

durch die Art der Zuſammenſetzung der erſten Kammer

verſtaͤrkt , und durch die Beſtimmung deg 8. 74 . der

Verfaſſung , wornach das Vorhandenſeyn von zehn Mit —

gliedern ſchon fuͤr vollzaͤhlig gilt , und es mithin
nur noch zweyer Mitglieder außer den acht vom

Regenten ernannten bedarf , um die Kammer vollzaͤh—

lich zu machen .
Was die bisherige Uebung betrifft , ſo iſt ſie in

der Sache nicht entſcheidend . Beym Anfang eines je—

TERA 044
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den Landtags hat ſich die hohe Regierung in diefer Bez

ziehung verſchieden ausgeſprochen , und iſt mithin da⸗

bey von feinem unwandelbaren Grundſatz ausgegangen .

Im Regierungsblatt vom 17ten April 1819 wurden 6

Mitglieder der erſten Kammer fuͤr zwey ordentliche Land⸗

tage , in Jahr 1820 zwey Mitglieder ohne Zeitbeſtim —

mung , und im Jahr 1822 acht Mitglieder blos fuͤr

den gegenwaͤrtlgen Landtag ernannt .

Dieſe Verſchiedenheit in den Ausdruͤcken , deren

ſich die hohe Regierung bey der Bekanntmachung der

Ausuͤbung des landesfuͤrſtlichen Rechts bedient hat , in

Verbindung mit dem Umſtand , daß die Verfaſſungsur —⸗

kunde die landſtaͤndiſcheDauer der acht vom Regenten zu

ernennenden Mitglieder auf keine beſtimmte Zeit be —

ſchraͤnkt , wird hinreichen , um den Antrag auf geſetz⸗

liche Beſtimmung uͤber die Dauer ihrer landſtaͤndiſchen

Eigenſchaft vollkommen zu rechtfertigen .

Ihre Commiſſton haͤlt demnach dafuͤr , daß an

Ge . Königliche Hoheit , Ven Großherzog , die unter —⸗

thaͤnigſte Bitte zu richten waͤre :

Den Kammern HoͤchſtIhrer getreuen Staͤnde ei —

nen Geſetzentwurf vorlegen zu laſſen , wodurch auf die

der Verfaſſung am meiſten entſprechenden Weiſe die

Fragen entſchieden wuͤrden :

T) Ob die får die Dauer der land ſtaͤndiſchen Ei⸗

genſchaft der gewaͤhlten Abgeordneten beſtimmten Jahre

als Kalenderjahre , oder ſo zu verſtehen ſeyen , daß

zwey Jahre in allen Faͤllen eine Landtagsperiode um⸗

faſſen ſollen ?
BWie lange die landſtaͤndiſche Eigenſchaft des

Abgeordneten einer Landesuniverſitaͤt dauere , wenn er

an die Stele eineg vor Ablauf von vier Fahren abge -

gangenen Vorgaͤngers erwaͤhlt worden iſt ?
3) Von welcher Dauer die landſtaͤndiſche Eigen —

ſchaft derjenigen acht Mitglieder der erſten Kammer
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fey , deren Ernennung nach den ŞS . 6 . und 32 .
der Verfaſſungsurkunde dem — 5 Gae zu⸗

tor Die Commiſſton enthaͤlt ſich in Beziehung auf ei —
nige andere zweifelhafte Fragen , deren die Motion er —
waͤhnt , einen Antrag zu machen , da ſie in der Mo —
tion ſelbſt nur beruͤhrt ſind , und die bohe Regierung
vielleicht ſchon durch die Verhandlungen der zwehten
Kammer ſich veranlaßt finden dürfte , auf geſetzliche
Beſtimmungen daruͤber den Bedacht zu nehmen .

Karlsruhe , den 30 . Juny 1822 .

Beylgetter —

Durchlauchtigſte !
Hochverehrteſte Herren !

Geit dem October 1810 beſtanden fuͤr die beiden

Unlverſitaͤten des Großherzogthums ſogenannte acade —

miſche Geſetze . Sie bewaͤhrten ſich jedoch nicht durch⸗

aus , als ihrem Zweck entſprechend . Es zeigten ſich beh

manchen Punkten kuͤcken und Maͤngel ; bey andern fand
man die Reſetzlien Vorſchriften nicht ganz paſſend oder

genuͤgend .
Geleitet durch Wahrnehmungen und Erwaͤgungen

dieſer Art beſchloß man ſchon im Spaͤtjahr 1819 die

beſtehenden academiſchen Geſetze einer Reviſion zu un⸗

terwerfen . Dieſes Geſchaͤft wurde mit großer Umſicht
unternommen und ausgefuͤhrt . Seine Frucht ſind die
neuen academiſchen Geſetze , die am Schluſſe deg verz

floſſenen Jahrs publicirt wurden .

Dieſe Geſetze beſtehen aus IX . Titeln . Titel J.
bis VII . und Titel IX enthalten bloße Disciplinar —
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Vorſchriften , welche aus dem verfaſſungsmaͤſigen Recht
des Regenten , Verordnungen fuͤr ſich allein zu erlaſ —

ſen , hergefloſſen , der ſtaͤndiſchen Zuſtaͤnden nicht be —

duͤrfen .
Der Titel VIII . hingegen , der von den Schul —

den der Aecademiker handelt , beruͤhrt privatrechtliche

Verhaͤltniſſe ſolcher Perſonen , welche nicht zu den Uni —

verſitaͤten gehoͤren , und aͤndert zugleich die fruͤher in

dieſer Beziehung beſtandenen geſetzlichen Vorſchriften in

weſentlichen Punkten ab . Es laͤßt ſich daher nicht in

Abrede ſtellen , daß dieſer Titel der neuen gacademiſchen

Geſetze die zuſtimmung der Kammern beduͤrfe ; und zur

Zeit nur noch als ein proviſoriſch zu erlaſſendes Ge —

ſetz betrachtet werden kann .

Eg ift mir demnach der ehrenvolle Auftrag zu

Theil geworden , dieſen VIII . Titel der neuen acade —

miſchen Geſetze vom izten Novemb . v. J . Einer hohen

Kammer zur verfaſſungsmaͤßigen Pruͤfung vorzulegen .

In das Detail dieſer geſetzlichen Beſtimmungen
twil ich hier niht eingehen . Die nicht unbedeutenden

Abweichungen von den fruͤhern Geſetzesvorſchriften ſtel —
len ſich bey der Vergleichung beider von ſelbſt dar ,
und die Zweckmaͤßigkeit dieſer Abaͤnderungen wird bey

naͤherer Pruͤfung derſelben nicht leicht verkannt werden

koͤnnen . Das Ziel , welches dadurch erretht werden

ſoll , iſt ein doppelkes : Erſchwerung des leichtſinnigen
Schuldenmachens von Seiten der Studenten , und Ver —

hinderung des oft ſchaamloſen Ueberforderns und un —

verantwortlicher Betruͤgereyen von Seiten mancher Ein —

wohner der Univerſitaͤtsſtaͤdte .
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Beylag e Ziffer 72.

Geſetzentwurf
über

die Schulden der Academiker .

Ludwig von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhrin —
gen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu Sa —

lem , Peterghaufen und Hanat . c .

Wir haben Ung gnådigf bewogen gefunden , mit

Zuſtimmung unſerer getreuen Staͤnde , úber die Shul -
den der Academiker folgendes Geſetz zu erlaſſen :

S

J . Voͤllig nichtig und unverbindlich find folgende

Anſpruͤche an einen Studierenden :

1) Ale Darlehen in baarem Geld ſowohl als

Waaren ſtatt baaren Geldes , wenn ſolche nicht erweis —

lich zum Bezahlen anderer rechtmaͤßiger Schulden vor -

gefhofen und verwendet worden find .

2 ) Aie Snterceffionen eines Studierenden .

3 ) Ule Forderungen får creditirten Wein und

geiftiges Getrånf , mit Ausnahme jedoch deg von Den

Speiſewirthen gewoͤhnlich bey dem Eſſen vorgeſetzten

Schoppen Weſins oder Biers .

4) Alle Forderungen der Caffee - und Billiardwir —

the als ſolcher .

5) Alle Spielſchulden ohne Unterſchied .

6 Die fuͤr Wagen , Schlitten oder Pferdewirthe

fuͤr mehr als eine Zour .
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II . Nur mit den beygefuͤgten Beſchraͤnkungen ruͤck—

ſichtlich der Summe oder der Zeit der Einklage geben

folgende Auſpruͤche ein gegruͤndetes Recht zur Klage

gegen Studierende bey dem Univerſitaͤts - Amte :

1) Miethzins von Wohnung und Meubles fuͤr
ein halbes Jahr .

2) Wegen gereichter Koſt fuͤr drey Monate .

3) Lohn der Aufwaͤrter , Stiefelputzer , Friſeurs ,
Barbiere und Waͤſcherinnen fuͤr ein halbes Sabr

) Fuͤr kleine Auslagen der Aufwaͤrter und Haus —

wirthe bis zu zehn Gulden .

5 ) Miethe fùr Pferde ; Wagen ünd SHlitten ,
jedoch nur fuͤr eine Tour .

6) Fuͤr Kaufmannswaaren bis zu vierzig Gulden

7) Die Forderungen der Buchhandlungen bis zu

fuͤnfzig Gulden .

8 ) Die der Antiquarien bis zu fuͤnf Gulden .

9) Fuͤr Schreibmaterialien bis zu fuͤnf Gulden

10 ) Fuͤr Buchbinder , Schneider , Schuhmacher
und andere Handwerksarbeit bis zu zwoͤlf Gulden .

11 ) Fuͤr Baͤckerwaaren bis zu fuͤnf Gulden .

Alle dieſe Forderungen muͤſſen binnen einem Biers

teljahr nach der Verfall - oder Lieferungszeit bey dem

Univerſitaͤts⸗ Amt eingeklagt werden ; ruͤckſtchtlich an⸗

derer Anſpruͤche gelten die landrechtlichen Beſtimmungen

—

Alle Klagen wegen der im vorhergehenden Ffuͤr
poͤllig nichtig und unverbindlich erklaͤrten Anſpruͤche, hat

das Amt ex officio zu verwerfen , ath keine Einre —

den daraus zuzulaſſen , wenn ſolche Anſpruͤche auch

noch ſo ſehr , ſelbſt mittelſt Eides oder Verpfaͤndung
geſichert waͤren . Dafuͤr gegebene Pfaͤnder muͤſſen opie

Erſatz zuruͤckgegeben werden , doch findet dieſe Nichtig —
keit nur zum Beſten der Studierenden , tünd ihrer Er -

Protofolle det- i , Kanimeérs 2” Bd 5
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ben , niht dritter Peronen , welche folhe Verbindlich -
feiten auf eine gùltige Art åbernommen haben , Statt .

Wer wegen der ad IT . deg §. 63 . ( hier §. . )
erwåhnten Forderungen einen grôfern oder långern Cre -

dit gibt , fann degfals fo lange der Schuldner acade -

mifher Bürger ift , bey dem Univerfitåtgamte feine

Klage anbringen , und diefe ift , wenn fie dennoh ans

gefellt wird , eben fo von Amtswegen zu verwerfen .
Gg ,

Studierende , die argliftiger oder leihtfinniger Wei-
fe bedeutende Schulden contrahiren , follen auf der Uni -

verfitâåt nicht geduldet werden ; dagegen ift aber auth ,
wenn aug Beranlafung einer bey dem Univerfitåtgamt
angebrachten Forderung der mit den Studenten contra -

birenden , fich ein Betrug oder ein auffalendeg Ueber -

fordern der Lektern entdeden follte , die Anzeige Da -

von von dem Amt an die competente Behoͤrde zum
weitern Berfolg der Gahe zu machen .

Ses 4i

Bey der Erecution gegen einen Studenten blei -

ben defen nothwendige Kleidungsſtuͤcke und nothwendige
Bicher frey .

Wenn da , wag der Student aufer diefem bey

fih bat , zur Bahlung der Schulden nicht þinreicht , fo

ſchrelbt das Univerſitaͤtsamt ( welches deſſen Zeugniſſe
bis zu getilgter Schuld zuruͤckbehaͤlt ) an die Aeltern

oder Vormuͤnder , und wenn dieſes nichts bewirkt , an

die Obrigkeit deſſelben , und giebt dem Studenten Stadt —

arreſt . Entweicht der Student aus dem Arreſt , ſo
wird er am ſchwarzen Brette citirt , binnen einer nach

Ermeſſen zu beſtimmenden Friſt bey Strafe der Rele —

gation zu erſcheinen ; erſcheint er nicht und verhilft
ſeine Obrigkeit nicht zur Zahlung , ſo wird die Rele —

gation erkannt , und nebſt ihrer Urſache in die oͤffent—
lihen Blaͤtter eingeruͤckt . Daſſelbe Verfahren tritt ge —

gen Studierende ein , Die ihren Glåubigern gerichtliche
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Zahlung verſprechen , und dadurch freye Abreiſe er —

langt þaben , alein nun niht zahlen .

— —

Studenten , welche wegen Schulden nach dem Er —

meſſen des Univerſitaͤtsamts der Flucht verdaͤchtig ſind ,

oder den Stadtarreſt gebrochen haben , oder ſchon von

einer andern hohen Schule wegen noch nicht bezahl⸗

ten Schulden entwichen ſind , oder welche wegen Ver —

gehungen von der Univerſitaͤt verwieſen worden , ſollen ,

im Fall es die Glaͤubiger verlangen , wenn ſie gleich
minderjaͤhrig ſeyn ſollten , auf Koſten derſelben in Ver —

haft gebracht , und daſelbſt anſtaͤndig nach dem Ermeſ —⸗

ſen des Univerſitaͤtsamts verpflegt werden . Auslaͤn —

diſche Glaͤubiger haben dieſes Recht nur ſofern durch

Staatsvertraͤge oder durch ein ſpecielles Verſprechen

ihrer obern Behoͤrde , das reciprocum geſichert iſt .

Sto
Cin Studënt , welcher vor Bezahlung feiner Shul -

den , obne fich mit den Glåubigern deshalb vereinigt

3u haben , don der Academie abgeht , wird von dem

Univerſitaͤtseamte am ſchwarzen Brette citirt , und wenn

er binnen einer nach Ermeſſen zu beſtimmenden Friſt

nicht erſcheint , von dem academiſchen Senat oder Con -

ſiſtorio relegirt , auch wird ſich wegen der Zahlung zu —

erſt bey deſſen Aeltern oder Vormuͤndern , und wenn

dieſes fruchtlos iſt , bey deſſen Obrigkeit von dem Uni -

verſitaͤtsamt verwendet , auch fol den Glaͤubigern die

Befugniß zuſtehen , mit Vorwiſſen der academiſchen

Obrigkeit ihre fluͤchtig gewordene Schuldner verfolgen ,

arretiren , und wenn ſolche den Stadtarreſt gebrochen

haben , mit Wache auf ihre Koſten zuruͤckbringen zu laſſen .

Mit Vollziehung dieſes Geſetzes iſt Unſer Miniſterl —
um des Innern beauftragt .

Gegeben Karlsruhe am zoſten May 1822 .
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